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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der deutschen Finanzaufsicht 


A. Problem und Ziel 

Ziel des Gesetzes ist es, die im Jahr 2002 mit dem Gesetz über die integrierte 
Finanzdienstleistungsaufsicht neu aufgestellte deutsche Finanzaufsicht weiter 
zu stärken und dabei auch den europäischen Entwicklungen Rechnung zu tra- 
gen. Daraus ergibt sich wesentlicher Änderungsbedarf insbesondere in folgen- 
den Bereichen; 

— Verbesserung der Aufsichtsstruktur; Entwicklungen im Finanzsystem, die 
sich zu Gefahren für die Stabilität des Finanzsystems (Finanzstabilität) ent- 
wickeln können, sollen zukünftig nicht nur frühzeitig identifiziert werden. 
Vielmehr muss diesen Entwicklungen auch mit geeigneten Maßnahmen be- 
gegnet werden können. Es bedarf daher nicht nur einer laufenden Überwa- 
chung der Finanzstabilität, sondern auch einer stärkeren Zusammenarbeit der 
im Bereich der Finanzstabilität maßgeblichen Institutionen. Für eine effizien- 
te Bankenaufsicht muss weiterhin sichergestellt sein, dass auch bei schwie- 
rigen Aufsichtsfragen im Rahmen der laufenden Überwachung eine einheit- 
liche Sichtweise erreicht werden kaim. 

— Bezahlungsstruktur der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Bundesanstalt); Die Bezahlungsstruktur der Bundesanstalt soll — nach der 
bereits auf Ebene des Direktoriums erfolgten Neuausgestaltung — auch auf 
Mitarbeiterebene verbessert werden. Die von den Beschäftigten der Bundes- 
anstalt wahrgenommenen herausgehobenen Funktionen sollen durch eine 
Stellenzulage honoriert werden. Eine leistungsstarke Finanzaufsicht benötigt 
hochqualifiziertes Personal. Um es gewinnen zu können, sollen die Möglich- 
keiten zur Gewährung eines Personalgewinnungszuschlags erweitert werden. 

— Verbraucherschutz; Die Aufsichtstätigkeit der Bundesanstalt sollte zukünftig 
Verbraucherfragen stärker berücksichtigen, ohne dass die Aufsichtsziele be- 
einträchtigt werden, die auf die Sicherstellung der Solvenz der beaufsichtig- 
ten Institute und auf die Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte gerichtet sind. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass zur Stärkung der Zusammenarbeit im Bereich 
der Finanzstabilität ein Ausschuss für Finanzstabilität errichtet wird. Diesem 
werden Vertreter der Deutschen Bundesbank, des Bundesministeriums der 
Finanzen, der Bundesanstalt sowie — ohne Stimmrecht - ein Vertreter der Bun- 
desanstalt für Finanzmarktstabilisierung (FMSA) angehören. Die Deutsche 
Bundesbank erhält auf Grund ihrer makroökonomischen und Finanzmarkt- 


Drucksache 17/10040 


-2- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


Expertise den Auftrag, zur Wahrung der Finanzstabilität beizutragen, indem sie 
insbesondere laufend die für die Finanzstabilität maßgeblichen Sachverhalte 
analysiert, um Gefahren für die Finanzstabilität zu identifizieren und gegebe- 
nenfalls Vorschläge zu Warnungen vor diesen Gefahren bzw. zu Empfehlungen 
von Maßnahmen zur Abwehr dieser Gefahren zu erarbeiten. Der Ausschuss für 
Finanzstabilität erörtert auf dieser Grundlage die Finanzstabilität und kann War- 
nungen und Empfehlungen für Gegenmaßnahmen aussprechen. Die für die Ana- 
lyse notwendigen Informationen erhält die Deutsche Bundesbank von der 
Bundesanstalt. Soweit die für die Analyse notwendigen Informationen bei der 
Bundesanstalt nicht vorliegen, soll die Deutsche Bundesbank Wirtschafts- und 
Flandelsdaten bei finanziellen Kapitalgesellschaften anfordern können. Eine 
Konkretisierung der Einzelheiten und der Art der zu erhebenden Daten erfolgt 
im Wege einer vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank zu erlassenden Rechtsverordnung. 

Die bewährte Zusammenarbeit der Bundesanstalt und der Deutschen Bundes- 
bank bei der laufenden Überwachung der Kredit- und Finanzdienstleistungs- 
institute soll beibehalten werden. Um auch bei schwierigen Aufsichtsfragen im 
Rahmen der laufenden Überwachung stets eine einheitliche Sichtweise errei- 
chen zu können, wird ein Mechanismus zur Entscheidung von Meinungsver- 
schiedenheiten von erheblicher Bedeutung zwischen Bundesanstalt und Deut- 
scher Bundesbank im Rahmen der laufenden Überwachung gesetzlich geregelt. 

Auf Grand der ständig wachsenden Anforderungen an die Finanzaufsicht stei- 
gen auch die Anforderungen an die berufliche Qualifikation der Mitarbeiter der 
Bundesanstalt. Gleichzeitig besteht im Finanzsektor ein erheblicher Wettbewerb 
um qualifizierte Mitarbeiter. Um das notwendige Personal für die Bundesanstalt 
gewinnen zu können, werden die Möglichkeiten zur Gewährung eines Personal- 
gewinnungszuschlags erweitert. Des Weiteren sieht der Gesetzentwurf die 
Schaffung einer Stellenzulage für die Beamten der Bundesanstalt vor, um so die 
von den Beschäftigten wahrgenommenen herausgehobenen Funktionen zu 
honorieren. Diese soll die Bundesanstalt mit Zustimmung des Bundesministe- 
riums der Finanzen und des Bundesministeriums des Iimern auch Tarifbeschäf- 
tigten gewähren können. 

Mit der Errichtung eines Verbraucherbeirats und der Regelung eines Beschwer- 
deverfahrens für Verbraucher und andere Kunden beaufsichtigter Unternehmen 
sowie für Verbraucherschutzorganisationen werden schließlich Verbraucherfra- 
gen stärker in die Aufsichtstätigkeit einbezogen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Regelungen zur Stellenzulage für Beamte entstehen der Bundesanstalt 
Kosten in Flöhe von 3,957 Mio. Euro. Sofern die Stellenzulage auch Tarif- 
beschäfigten gewährt wird, entstehen weitere Kosten in Flöhe von 320 000 Euro. 
Diese Mehrausgaben werden von den beaufsichtigten Instituten via Umlage und 
Gebühren getragen. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Bürgerinnen und Bürger 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelungen, die zu Erfüllungsaufwand bei 
Bürgern führen. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 17/10040 


E.2 Wirtschaft (davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten) 

Der Gesetzentwurf enthält als Erfüllungsaufwand der Wirtschaft eine Infor- 
mationspflicht, die zu Kosten von 90 000 Euro führt. 

Aus der Möglichkeit der Deutschen Bundesbank, Daten bei den Instituten anzu- 
fordem, können sich weitere Kosten für die Wirtschaft ergeben, wenn von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. Inwieweit von dieser Möglichkeit tatsäch- 
lich Gebrauch gemacht wird, ist derzeit nicht absehbar, da die Deutsche Bundes- 
bank primär auf bei ihr oder der Bundesanstalt vorliegende Daten zurückgreifen 
soll. 

E.3 Verwaltung 

Durch die im Finanzstabilitätsgesetz vorgesehenen Aufgaben der Deutschen 
Bundesbank entstehen dieser Kosten in Flöhe von ca. 2,2 Mio. Euro. Weiter wird 
mit dem Finanzstabilitätsgesetz ein Ausschuss für Finanzstabilität errichtet, der 
den bisher bestehenden Ständigen Ausschuss für Finanzmarktstabilität ablöst 
und einen erweiterten Aufgabenbereich erhält. Die (Personal-)Ausgaben für das 
Sekretariat des Ausschusses für Finanzstabilität belaufen sich auf ca. 160 000 
Euro, die im Bundesministerium der Finanzen anfallen. Mehrbedarf an Sach- 
und Personalausgaben im Einzelplan 08 soll finanziell und stellenmäßig in die- 
sem Einzelplan ausgeglichen werden. 

Im Übrigen entsteht der Bundesanstalt durch zwei weitere Änderungen im 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz ein Aufwand von ca. 157 000 Euro. Diese 
Kosten werden von den beaufsichtigten Instituten via Umlage und Gebühren 
getragen. 


F. Sonstige Kosten 

Über die von den beaufsichtigten Instituten via Umlage und Gebühren zu tragen- 
den Kosten hinaus entstehen bei weiteren Wirtschaftsuntemehmen, insbeson- 
dere bei nicht der Finanzbranche angehörenden mittelständischen Unternehmen 
und auch bei sozialen Sicherungssystemen, keine zusätzlichen Kosten. 
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BUNDESRKPUBI.IK DEUTSCHLAIVD 


Berlin, Juni 2012 


r>IE Bijndeskanxi.erin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der deutschen Finanzaufsicht 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 897. Sitzung am 15. Juni 2012 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der deutschen Finanzaufsicht 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Überwaehung der Finanzstabilität 
(Finanzstabilitätsgesetz - FinStabG) 

Inhaltsübersicht 
§ 1 Wahrung der Finanzstabilität 
§ 2 Ausschuss für Finanzstabilität 
§ 3 Warnungen und Empfehlungen 

§ 4 Zusammenarbeit der Deutschen Bundesbank mit der 
Bundesanstalt 

§ 5 Mitteilungspflichten; Verordnungsermächtigung 
§ 6 Verschwiegenheitspflicht 

§ 1 

Wahrung der Finanzstabilität 

( 1 ) Die Deutsche Bundesbank trägt im Inland zur Wah- 
rung der Stabilität des Finanzsystems (Finanzstabilität) bei, 
indem sie insbesondere 

1. für die Finanzstabilität maßgebliche Sachverhalte ana- 
lysiert und Gefahren identifiziert, welche die Finanzsta- 
bilität beeinträchtigen können, 

2. jährlich einen Bericht über die Lage und die Entwicklung 
der Finanzstabilität vorbereitet und dem Ausschuss für 
Finanzstabilität zur Erfüllung seiner Berichtspflicht nach 
§ 2 Absatz 9 zur Verfügung stellt, 

3. dem Ausschuss für Finanzstabilität die Abgabe von War- 
nungen gemäß § 3 Absatz 1 und Empfehlungen gemäß 
§ 3 Absatz 2 vorschlägt und 

4. die Umsetzungsmaßnahmen nach § 3 Absatz 4 Satz 2 
bewertet und dem Ausschuss für Finanzstabilität ihre 
Einschätzung mitteilt. 

(2) Die Befugnisse der Deutschen Bundesbank nach 
anderen Vorschriften bleiben unberührt. § 12 des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank gilt entsprechend. 

§2 

Ausschuss für Finanzstabilität 

(1) Zur Stärkung der Zusammenarbeit im Bereich der 
Finanzstabilität wird beim Bundesministerium der Finanzen 
ein Ausschuss für Finanzstabilität gebildet. 

(2) Zu den Aufgaben des Ausschusses für Finanzstabilität 
gehören insbesondere 

1. die Erörterung der für die Finanzstabilität maßgeblichen 
Sachverhalte, 


2. die Stärkung der Zusammenarbeit der im Ausschuss ver- 
tretenen Institutionen im Fall einer Finanzkrise, 

3. die Beratung über den Umgang mit Warnungen und 
Empfehlungen des Europäischen Ausschusses für Sys- 
teinrisiken, 

4. eine jährliche Berichterstattung an den Deutschen Bun- 
destag nach Maßgabe des Absatzes 9 und 

5. die Abgabe von Warnungen und Empfehlungen nach § 3 
Absatz 1 und 2 sowie deren Veröffentlichung nach § 3 
Absatz 5. 

(3) Der Ausschuss für Finanzstabilität besteht aus 

1. drei Vertretern des Bundesministeriums der Finanzen, 
von denen eine Person als Vorsitzender und eine als 
stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses entsandt 
wird, 

2. drei Vertretern der Deutschen Bundesbank und 

3. drei Vertretern der Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht (Bundesanstalt). 

Der Vorsitzende des Leitungsausschusses der Bundesanstalt 
für Finanzmarktstabilisierung gehört dem Ausschuss als be- 
ratendes Mitglied ohne Stimmrecht an. Für jeden Vertreter 
haben die genannten Institutionen auch einen Stellvertreter 
zu beneimen. 

(4) Der Ausschuss für Finanzstabilität soll einmal im 
Quartal vom Vorsitzenden einberufen werden. Jedes Mit- 
glied kann aus wichtigem Grund die kurzfristige Einberu- 
fung des Ausschusses verlangen. Zu den Sitzungen können 
vom Vorsitzenden Dritte hinzugezogen werden. Der Aus- 
schuss gibt sich einvemehmlich eine Geschäftsordnung. 

(5) Beschlüsse des Ausschusses für Finanzstabilität be- 
dürfen, soweit nichts anderes bestimmt ist, der einfachen 
Mehrheit. Entscheidungen über Warnungen und Empfehlun- 
gen und deren Veröffentlichung nach § 3 Absatz 5 sollen ein- 
stimmig getroffen werden, Beschlussfassungen über die Be- 
richtsvorlage nach Absatz 9 sollen einstimmig ergehen. Ent- 
scheidungen nach Satz 2 können nicht gegen die Stimmen 
der anwesenden Vertreter der Deutsehen Bundesbank getrof- 
fen werden. 

(6) Die Beratungen des Ausschusses für Finanzstabilität 
sind vertraulich. Eine Beschränkung der allgemeinen Be- 
richterstattung des Ausschusses und seiner Mitglieder über 
die Sitzungen und die Arbeit des Ausschusses ist damit nicht 
verbunden. 

(7) Die in § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes, in 
§ 8 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes, in § 22 Ab- 
satz 1 des Wertpapierprospektgesetzes, in § 9 Absatz 1 des 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetzes, in § 4 Absatz 1 
des Vermögensanlagengesetzes, in § 303 Absatz 1 Satz 1 
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und 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes*, in § 6 des Zah- 
lungsdiensteaufsichtsgesetzes, in § 5b des Investmentgeset- 
zes, in § 32 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank und 
in § 3b Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgeset- 
zes genannten Personen sind für die Wahrnehmung von Auf- 
gaben im Ausschuss für Finanzstabilität von ihren jewei- 
ligen Verschwiegenheitspflichten befreit. 

(8) Der Vorsitzende des Leitungsausschusses der Bundes- 
anstalt für Finanzmarktstabilisierung unterrichtet den Len- 
kungsausschuss im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des Fi- 
nanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes; insbesondere infor- 
miert er den Lenkungsausschuss regelmäßig über die Entwick- 
lung der Finanzstabilität und über die Beschlüsse und sons- 
tigen Entscheidungen des Ausschusses für Finanzstabilität. 

(9) Der Ausschuss für Finanzstabilität berichtet dem 
Deutschen Bundestag jährlich über die Lage und Entwick- 
lung der Finanzstabilität sowie über seine Tätigkeit nach die- 
sem Gesetz. 

§3 

Warnungen und Empfehlungen 

(1) Der Ausschuss für Finanzstabilität kann in Warnungen 
an einen bestimmten Adressaten auf Gefahren hinweisen, 
welche die Finanzstabilität beeinträchtigen können. Die 
Warnungen sind eingehend zu begründen. 

(2) Der Ausschuss für Finanzstabilität kaim in Empfeh- 
lungen an einen bestimmten Adressaten diejenigen Maßnah- 
men aufzeigen, deren Durchführung durch den Adressaten er 
für geeignet und erforderlich erachtet, um Gefahren für die 
Finanzstabilität abzuwehren. 

(3) Adressat einer Warnung oder Empfehlung kann die 
Bundesregierung, die Bundesanstalt oder eine andere öffent- 
liche Stelle im Inland sein. 

(4) Der Adressat einer Empfehlung hat dem Ausschuss für 
Finanzstabilität in angemessener Frist mitzuteilen, auf welche 
Weise er beabsichtigt, die Empfehlung umzusetzen. Er hat 
den Ausschuss regelmäßig über den Stand der Umsetzung zu 
unterrichten. Sofern der Adressat beabsichtigt, eine Empfeh- 
lung nicht umzusetzen, hat er dies eingehend zu begründen. 

(5) Der Ausschuss für Finanzstabilität kann die Warnun- 
gen und Empfehlungen veröffentlichen. Über die beabsich- 
tigte Veröffentlichung einer Empfehlung hat er den jeweili- 
gen Adressaten vorab zu unterrichten und diesem Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. 

§4 

Zusammenarbeit der Deutsehen Bundesbank 
mit der Bundesanstalt 

(1) Die Deutsche Bundesbank und die Bundesanstalt 
haben sich sämtliche Informationen, insbesondere Beobach- 
tungen, Feststellungen und Einschätzungen, mitzuteilen, die 
seitens der Bundesanstalt zur Erfüllung ihrer jeweiligen Auf- 
sichtsaufgaben und seitens der Deutschen Bundesbank zur 
Erfüllung ihrer in diesem Gesetz geregelten Aufgaben erfor- 


* Diese Bezugnahme berücksichtigt bereits die Änderungen des Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetzes durch Artikel 1 des Zehnten Gesetzes zur 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes (Bundestagsdmcksache 
17/9342). 


derlich sind. Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundes- 
bank regeln einvemehmlich die Einzelheiten der Übermitt- 
lung dieser Informationen. Die in § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kre- 
ditwesengesetzes, in § 8 Absatz 1 des Wertpapierhandelsge- 
setzes, in § 22 Absatz 1 des Wertpapierprospektgesetzes, in 
§ 9 Absatz 1 des Wertpapiererwerbs- und Übemahmegeset- 
zes, in § 4 Absatz 1 des Vermögensanlagengesetzes, in § 303 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, in 
§ 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, in § 5b des Invest- 
mentgesetzes, in § 32 des Gesetzes über die Deutsche Bun- 
desbank und in § 6 genannten Personen sind insoweit von 
ihren jeweiligen Verschwiegenheitspflichten befreit. 

(2) Der Informationsaustausch nach Absatz 1 schließt die 
Übermittlung der personenbezogenen Daten ein, die zur Er- 
füllung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben der emp- 
fangenden Stelle zwingend erforderlich sind. Zur Erfüllung 
ihrer in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben können die 
Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank vereinbaren, 
dass gegenseitig die jeweils bei der anderen Stelle gespei- 
cherten Daten im automatisierten Verfahren abgerufen wer- 
den dürfen. Im Übrigen gilt § 7 Absatz 4 und 5 des Kredit- 
wesengesetzes entsprechend. 

§5 

Mitteilungspflichten; Verordnungsermächtignng 

(1) Finanzielle Kapitalgesellschaften im Sinne des An- 
hangs A Kapitel 2 Nummer 2.32 bis 2.67 der Verordnung 
(EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europä- 
ischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf 
nationaler und regionaler Ebene in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L 310 vom 30.11.1996, S. 1) mit Sitz im 
Inland haben der Deutschen Bundesbank auf Anforderung 
diejenigen Wirtschafts- und Handelsdaten mitzuteilen, die 
diese benötigt, um ihre in diesem Gesetz genannten Aufga- 
ben zu erfüllen. Wirtschafts- und Handelsdaten im Sinne des 
Satzes 1 sind alle Daten, die vertiefte Einblicke in den Stand 
und die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse der 
finanziellen Kapitalgesellschaften sowie deren Handelstätig- 
keit ermöglichen. Zu diesen Daten gehören insbesondere 
Bilanzzahlen, Infonnationen zur außerbilanziellen Ge- 
schäftstätigkeit sowohl auf Einzel- als auch auf Konzern- 
ebene, Informationen zur Konzemstruktur und Struktur- 
daten, Informationen zur bilateralen Vernetzung und zum 
Risikomanagement sowie Solvenz- und Liquiditätszahlen. 
Diese Daten können auch personenbezogene Daten umfas- 
sen, soweit dies zur Erfüllung der in diesem Gesetz genann- 
ten Aufgaben zwingend erforderlich ist. Die Deutsche Bun- 
desbank fordert die Daten nur an, soweit sie diese nicht auch 
durch einen Informationsaustausch mit anderen Behörden 
erlangen kann. Die Anforderung muss schriftlich ergehen 
und hat die Rechtsgrundlage, die zu übermittelnden Daten 
und den Zweck der Datenerhebung anzugeben sowie eine 
angemessene Frist zur Übermittlung zu setzen. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen hat im Einver- 
nehmen mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die- 
jenigen Daten zu benennen, die die Deutsche Bundesbank 
nach Absatz 1 erheben können soll. In der Rechtsverordnung 
sind insbesondere nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1 . den Kreis der für die jeweiligen Daten Mitteilungspflich- 
tigen, 
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2. Art, Umfang, Zeitpunkt und Fonn der Angaben, die 
zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Daten- 
formate sowie 

3 . die näheren Einzelheiten der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten sowie die Frist für 
die Löschung oder Anonymisierung personenbezogener 
Daten. 

§6 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder des Ausschusses für Finanzstabilität und 
Personen, die im Dienst der im Ausschuss für Finanzstabi- 
lität vertretenen Institutionen stehen und zur Durchführung 
dieses Gesetzes tätig werden, sowie Personen nach § 2 Ab- 
satz 4 Satz 3 dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse 
eines Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsge- 
heimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch 
wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tätigkeit oder 
ihre Mitgliedschaft im Ausschuss für Finanzstabilität been- 
det ist. Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienst- 
liche Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 bezeich- 
neten Tatsachen erhalten. Im Übrigen gilt § 9 Absatz 1 Satz 4 
bis 8 und Absatz 2 des Kreditwesengesetzes entsprechend. 
§ 2 Absatz 6 Satz 1 bleibt unberührt. 

Artikel 2 
Änderung des 

Finanzdienstleistungsaufsiehtsgesetzes 

Das Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz vom 22. April 
2002 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 19 des Ge- 
setzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2481) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 (weggefallen)“. 

b) Nach der Angabe zu § 4 werden die folgenden Anga- 
ben eingefügt: 

„§ 4a Meinungsverschiedenheiten bei der laufenden 
Überwachung 

§ 4b Beschwerden 

§ 4c Aktenvorlage und Auskunftspflicht in verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahren“. 

c) Nach der Angabe zu § 8 wird folgende Angabe einge- 
fügt: 

„§ 8a Verbraucherbeirat“. 

d) Nach der Angabe zu § 10 werden die folgenden An- 
gaben eingefügt: 

„§ 10a Stellenzulage 
§ 10b Personalgewinnungszuschlag“. 

e) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

„§ 22 Übergangsvorschriften zum Gesetz zur Stär- 
kung der deutschen Finanzaufsicht“. 


2. § 3 wird aufgehoben. 

3. Nach § 4 werden die folgenden §§ 4a bis 4c eingefügt: 

„§ 4a 

Meinungsverschiedenheiten 
bei der laufenden Überwachung 

Meinungsverschiedenheiten von erheblicher Bedeu- 
tung zwischen der Bundesanstalt und der Deutschen 
Bundesbank im Rahmen der laufenden Überwachung 
nach dem Kreditwesengesetz und dem Zahlungsdienste- 
aufsichtsgesetz sollen einvemehmlich beigelegt werden. 
Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, ent- 
scheidet das Bundesministerium im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank. 

§4b 

Beschwerden 

(1) Kunden von solchen Instituten und Unternehmen, 
die der Aufsicht der Bundesanstalt unterliegen, und qua- 
lifizierte Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 des Unterlassungsklagengesetzes können wegen 
behaupteter Verstöße gegen Bestimmungen, deren Ein- 
haltung die Bundesanstalt überwacht, Beschwerde bei 
der Bundesanstalt einlegen, sofern im jeweiligen Auf- 
sichtsgesetz kein spezielles Beschwerdeverfahren vorge- 
sehen ist. 

(2) Die Beschwerden sind in Schrift- oder Textform 
bei der Bundesanstalt einzulegen und sollen den Sachver- 
halt sowie den Beschwerdegrund enthalten. 

(3) Die Bundesanstalt hat gegenüber dem Beschwerde- 
führer in angemessener Frist zu der Beschwerde unter 
Beachtung des § 1 1 Stellung zu nehmen. Bei geeigneten 
Beschwerden kann die Bundesanstalt auf Möglichkeiten 
zur außergerichtlichen Streitbeilegung hinweisen. 

(4) Die Bundesanstalt kann bei Beschwerden im Rah- 
men der bestehenden aufsichtsrechtlichen Auskunftsan- 
sprüche das von der Beschwerde betroffene Institut oder 
Unternehmen zur Stellungnahme auffordern und dieses 
um Mitteilung bitten, ob es mit der Übermittlung der 
Stellungnahme oder von Teilen der Stellungnahme an 
den Beschwerdeführer einverstanden ist. 

§4c 

Aktenvorlage und Auskunftspflicht 
in verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Für die Vorlage von Urkunden oder Akten, die Über- 
mittlung elektronischer Dokumente oder die Erteilung 
von Auskünften durch die Bundesanstalt in verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahren ist § 99 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle der obersten Aufsichtsbehörde die Bundes- 
anstalt tritt.“ 

4. § 5 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „Vorschlagsrechts“ durch 
das Wort „Anhörungsrechts“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „Versicherungswirtschaft“ die Wörter „so- 
wie der Kapitalanlagegesellschaften“ eingefügt. 

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Fachbeirats“ 
die Wörter „und des Verbraucherbeirats“ eingefügt. 
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5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Angabe „19“ 
durch die Angabe „15“ ersetzt. 

bb) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) ein weiterer Vertreter des Bundesministe- 
riums,“. 

cc) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d 
eingefügt: 

„d) ein Vertreter des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz,“. 

dd) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e. 

ee) Die bisherigen Buchstaben e bis g werden durch 
folgenden Buchstaben f ersetzt: 

„f) sechs Personen mit beruflicher Erfahrung 
oder besonderen Kenntnissen auf dem Ge- 
biet des Kredit-, Finanzdienstleistungs-, 
Zahlungsdienste-, Investment-, Wagniskapi- 
talbeteiligungs-, Versicherungs-, Wertpapier- 
oder Bilanzwesens, die jedoch nicht der 
Bundesanstalt angehören dürfen.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Verwaltungs- 
rats“ die Wörter „nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe a bis e“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Vor Bestellung der Mitglieder nach Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f sind die Verbände 
der Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie 
der Kapitalanlagegesellschaften anzuhören. Für 
drei dieser Mitglieder können die Verbände 
namentliche Vorschläge unterbreiten, die die 
Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe f erfüllen müssen.“ 

6. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

„§ 8a 

Verbraucherbeirat 

(1) Bei der Bundesanstalt wird ein Verbraucherbeirat 
gebildet. Er berät die Bundesanstalt aus Verbrauchersicht 
bei der Erfüllung ihrer Aufsichtsaufgaben. 

(2) Der Verbraucherbeirat besteht aus zwölf Mitglie- 
dern. Die Mitglieder des Verbraucherbeirats werden 
durch das Bundesministerium bestellt. Im Verbraucher- 
beirat sollen die Wissenschaft, Verbraucher- und Anle- 
gerschutzorganisationen, Mitarbeiter außergerichtlicher 
Streitschlichtungssysteme sowie das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
angemessen vertreten sein. 

(3) Der Verbraucherbeirat wählt aus seinem Kreis ei- 
nen Vorsitzenden. Der Verbraucherbeirat gibt sich eine 
Geschäftsordnung.“ 

7. Nach § 10 werden die folgenden §§ 10a und 10b einge- 
fügt: 


„§ 10a 

Stellenzulage 

(1) Die bei der Bundesanstalt verwendeten Beamten 
erhalten eine nicht ruhegehaltfähige Stellenzulage in 
Höhe von 80 Prozent der Zulage nach Vorbemerkung 
Nummer 7 der Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen 
A und B) des Bundesbesoldungsgesetzes. 

(2) Die Bundesanstalt kann den Tarifbeschäftigten der 
Bundesanstalt mit Zustimmung des Bundesministeriums 
der Finanzen und des Bundesministeriums des Innern 
außertariflich eine entsprechende Zulage gewähren. 

§ 10b 

Personalgewinnungszuschlag 

Die Bundesanstalt kann durch Beschluss des Direk- 
toriums mit Zustimmung des Verwaltungsrats von § 43 
Absatz 1 1 des Bundesbesoldungsgesetzes abweichen.“ 

8. Nach § 12 Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Bei der Aufstellung des Haushaltsplans beach- 
tet die Bundesanstalt insbesondere in Bezug auf den 
Stellenplan im besonderen Maße die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Erforderlich- 
keit der im Haushaltsplan ausgebrachten Planstellen und 
sonstigen Stellen ist bei gegebenem Anlass, im Übrigen 
regelmäßig zu überprüfen. Dabei sind insbesondere Art 
und Umfang der Aufgabenerledigung zu überprüfen.“ 

9. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Artikel 5 des 
Gesetzes vom 1. März 2011 (BGBl. I S. 288)“ durch 
die Wörter „Artikel 3 des Gesetzes vom ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Übersteigen die nach Satz 2 zu verrechnenden Fehl- 
beträge und nicht eingegangenen Beträge die zu ver- 
rechnenden Überschüsse, ist der übersteigende Be- 
trag bei der Festsetzung der Umlage für das Umlage- 
jahr 2012 oder für spätere Umlagejahre vor Vertei- 
lung der Gemeinkosten zu diesen hinzuzurechnen.“ 

10. § 22 wird wie folgt gefasst: 

„§ 22 

Übergangsvorschriften zum Gesetz 
zur Stärkung der deutschen Finanzaufsicht 

(1) § 4c gilt nicht in Verwaltungsgerichtsverfahren, 
die vor dem 1. Januar 2013 anhängig geworden sind 
oder für die die Klagefrist vor diesem Tag begonnen hat, 
sowie nicht in Verfahren über Rechtsmittel gegen ge- 
richtliche Entscheidungen, die vor dem 1. Januar 2013 
bekarmt gegeben oder verkündet oder von Amts wegen 
anstelle einer Verkündung zugestellt worden sind. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrats 
nach § 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe e bis g 
in der bis zum 28. Februar 2013 geltenden Fassung und 
ihrer Stellvertreter endet am 1. März 2013. 

(3) § 10a Absatz 1 ist erstmals anzuwenden auf die 
laufenden Dienstbezüge, die für einen nach dem 
31. Dezember 2012 endenden Zahlungszeitraum ge- 
zahlt werden.“ 
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Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die Erhebung 
von Gebühren und die Umlegung von Kosten 
naeh dem Finanzdienstleistungsaufsiehtsgesetz 

ln § 8 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung über die Erhe- 
bung von Gebühren und die Umlegung von Kosten nach dem 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz vom 29. April 2002 
(BGBl. I S. 1504, 1847), die zuletzt durch die Verordnung 
vom ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „§ 9 Abs. 1“ durch die Wörter „§ 9 Absatz 1 Satz 1, 2, 
4 und 5“ ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung der Ersehwerniszulagenverordnung 

Nach § 5 Absatz 1 Nummer 6 der Erschwemiszulagenver- 
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. De- 
zember 1998 (BGBl. 1 S. 3497), die zuletzt durch Artikel 1 
der Verordnung vom 13. Dezember 2011 (BGBl. 1 S. 2692) 
geändert worden ist, wird folgende Nummer 6a eingefügt: 

„6a. einer Zulage nach § 10a des Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetzes,“. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

( 1 ) Artikel 2 Nummer 9 und Artikel 3 treten am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 4 bis 6 
tritt am 1. März 2013 in Kraft. 

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2013 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist es, die im Jahr 2002 mit dem Gesetz 
über die integrierte Finanzdienstleistungsaufsicht neu aufge- 
stellte deutsche Finanzaufsicht weiter zu stärken und dabei 
auch den europäischen Entwicklungen Rechnung zu tragen. 
Daraus ergibt sich wesentlicher Änderungsbedarf insbeson- 
dere in folgenden Bereichen: 

- Verbesserung der Aufsichtsstruktur: Entwicklungen im 
Finanzsystem, die sich zu Gefahren für die Stabilität des 
Finanzsystems (Finanzstabilität) entwickeln können, sol- 
len zukünftig nicht nur frühzeitig identifiziert werden. 
Vielmehr muss diesen Entwicklungen auch mit geeigne- 
ten Maßnahmen begegnet werden können. Es bedarf da- 
her nicht nur einer laufenden Überwachung der Finanz- 
stabilität, sondern auch einer stärkeren Zusammenarbeit 
der im Bereich der Finanzstabilität maßgeblichen Institu- 
tionen. Für eine effiziente Bankenaufsicht muss weiter- 
hin sichergestellt sein, dass auch bei schwierigen Auf- 
sichtsfragen im Rahmen der laufenden Überwachung 
eine einheitliche Sichtweise erreicht werden kann. 

- Bezahlungsstruktur der Bundesanstalt für Finanzdienst- 
leistungsaufsicht (Bundesanstalt): Die Bezahlungsstruk- 
tur der Bundesanstalt soll - nach der bereits auf Ebene 
des Direktoriums erfolgten Neuausgestaltung - auch auf 
Mitarbeiterebene verbessert werden. Die von den Be- 
schäftigten der Bundesanstalt wahrgenommenen heraus- 
gehobenen Funktionen sollen durch eine Stellenzulage 
honoriert werden. Eine leistungsstarke Finanzaufsicht 
benötigt hochqualifiziertes Personal. Um es gewirmen zu 
können, sollen die Möglichkeiten zur Gewährung eines 
Personalgewinnungszuschlags erweitert werden. 

- Verbraucherschutz: Die Aufsichtstätigkeit der Bundes- 
anstalt sollte zukünftig Verbraucherfragen stärker be- 
rücksichtigen, ohne dass die Aufsichtsziele beeinträchtigt 
werden, die auf die Sicherstellung der Solvenz der be- 
aufsichtigten Institute und auf die Funktionsfähigkeit der 
Finanzmärkte gerichtet sind. 

Die zur Erreichung dieser Zielsetzungen notwendigen Rege- 
lungen werden mit diesem Gesetz geschaffen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Gesetzgebung 

Im Einzelnen werden folgenden Regelungen getroffen: 

1 . Verbesserung der Aufsicht 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass zur Stärkung der Zusam- 
menarbeit im Bereich der Finanzstabilität ein Ausschuss für 
Finanzstabilität errichtet wird. Diesem werden mit Vertre- 
tern der Deutschen Bundesbank, des Bundesministeriums 
der Finanzen, der Bundesanstalt sowie - ohne Stimmrecht - 
einem Vertreter der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisie- 
rung (FMSA) die für den Bereich der Finanzstabilität maß- 
geblichen Institutionen angehören. Die Deutsche Bundes- 
bank erhält auf Grund ihrer makroökonomischen und Fi- 
nanzmarkt-Expertise den Auftrag zur Wahrung der Finanz- 
stabilität beizutragen, indem sie insbesondere laufend die für 


die Finanzstabilität maßgeblichen Sachverhalte analysiert, 
um Gefahren für die Finanzstabilität zu identifizieren und 
gegebenenfalls Vorschläge zu Warnungen vor diesen Gefah- 
ren bzw. zu Empfehlungen von Maßnahmen zur Abwehr die- 
ser Gefahr zu erarbeiten. Der Ausschuss für Finanzstabilität 
erörtert dann auf dieser Grundlage die Finanzstabilität. Im 
Gleichklang mit den Befugnissen des zum 1. Januar 2011 
neu errichteten Europäischen Ausschusses für Systemrisiken 
(ESRB) wird der Ausschuss für Finanzstabilität ermächtigt, 
frühzeitig vor Gefahren für die Finanzstabilität zu warnen 
und gegebenenfalls Empfehlungen an zuständige nationale 
Stellen zu ihrer Beseitigung auszusprechen. Dies können 
neben den im Ausschuss für Finanzstabilität vertreten Insti- 
tutionen auch andere nationale Stellen, wie z. B. Börsenauf- 
sichtsbehörden, sein. Durch den Ausschuss für Finanzstabi- 
lität wird in Fragen der Finanzstabilität ein strukturierter und 
transparenter Dialog zwischen den für Beaufsichtigung und 
Regulierung des deutschen Finanzplatzes maßgeblichen 
Institutionen geschaffen, der an den bereits bestehenden 
Ständigen Ausschuss für Finanzmarktstabilität anknüpft und 
diesen ablöst. Die für die Analyse notwendigen Infomiatio- 
nen erhält die Deutsche Bundesbank durch Auswertung 
eigenen Datenmaterials oder von der Bundesanstalt. Gleich- 
zeitig ist die Deutsche Bundesbank verpflichtet, die im Rah- 
men der Überwachung der Finanzstabilität gewonnenen Er- 
kenntnisse mit der Bundesanstalt auszutauschen, damit diese 
von der Bundesanstalt im Rahmen ihrer Institutsaufsicht 
berücksichtigt werden können. Soweit die für die Analyse 
notwendigen Informationen bei der Bundesanstalt nicht vor- 
liegen, soll die Deutsche Bundesbank Wirtschafts- und Han- 
delsdaten bei finanziellen Kapitalgesellschaften anfordern 
können. Eine Konkretisierung der Einzelheiten und der Art 
der zu erhebenden Daten erfolgt im Wege einer vom Bundes- 
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank zu erlassenden Rechtsverordnung. 

Darüber hinaus wird geregelt, dass auch bei schwierigen 
Aufsichtsfragen im Rahmen der laufenden Überwachung der 
Institute stets die notwendige einheitliche Sichtweise er- 
reicht werden kann. Daneben ist die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank im 
Rahmen der laufenden Überwachung der Institute weiter zu 
verbessern. Diese Zusammenarbeit ist im Wesentlichen in 
der Aufsichtsrichtlinie geregelt. Daher werden die in diesen 
Gesetzentwurf mit der Schaffung des Ausschusses für Fi- 
nanzstabilität vorgesehenen Änderungen der Aufsichtsstruk- 
tur durch eine parallel zum Gesetzgebungsverfahren erfol- 
gende Überarbeitung der Aufsichtsrichtlinie begleitet. 

2. Verbesserung der Bezahlungsstruktur der Bundesanstalt 

Die Bundesanstalt benötigt zur Erfüllung ihrer anspruchs- 
vollen Aufgaben gut ausgebildetes und zu einem erheblichen 
Teil hochspezialisiertes Personal. Dabei steht sie im Wettbe- 
werb mit der Finanzindustrie. Dieser Wettbewerb wird sich 
in den nächsten Jahren nicht zuletzt durch den demogra- 
ftschen Wandel weiter verschärfen. Um das notwendige Per- 
sonal für die Bundesanstalt gewinnen zu können, werden die 
Möglichkeiten zur Gewährung eines Personalgewinnungs- 
zuschlags erweitert. Des Weiteren sieht der Gesetzentwurf 
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die Schaffung einer Stellenzulage für die Beamten der Bun- 
desanstalt vor, um so die von den Beschäftigten wahrgenom- 
menen herausgehobenen Funktionen zu honorieren. Diese 
soll die Bundesanstalt mit Zustimmung des Bundesministe- 
riums der Finanzen und des Bundesministerium des Innern 
auch Tarifbeschäftigten gewähren können. 

3. Verbraucherfragen 

Die Aufsichtstätigkeit der Bundesanstalt wird zukünftig Ver- 
braucherfragen stärker berücksichtigen. Gleichzeitig dürfen 
dadurch die der Bundesanstalt zugewiesenen Primäraufga- 
ben, die auf die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der 
Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie der Wertpapier- 
märkte gerichtet sind, jedoch nicht beeinträchtigt werden. 
Diese Primäraufgaben bedingen, dass der Schutz des einzel- 
nen Kunden und Anlegers nur ein Rechtsreflex der Aufsichts- 
tätigkeit der Bundesanstalt sein kann. Anderenfalls würde 
die Gefahr von zu weit gehenden Maßnahmen der die Auf- 
sicht ausübenden Personen bestehen und damit letztlich die 
bisherige marktwirtschaftskonforme Aufsichtskonzeption 
gefährdet. Dementsprechend ist die Bundesanstalt aus- 
schließlich im öffentlichen Interesse tätig; dieses umfasst 
auch das kollektive Verbraucherinteresse. Das kollektive In- 
teresse der Verbraucher ist dann berührt, wenn ein Verstoß 
eines Unternehmens gegen Verbraucher schützende Rechts- 
vorschriften vorliegt, der in seinem Gewicht und seiner Be- 
deutung über den Einzelfall hinausreicht und eine generelle 
Klärung geboten erscheinen lässt. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen zur stärkeren Berücksichtigung 
von Verbraucherfragen fügen sich in diese Aufsichtskonzep- 
tion ein. So sieht der Gesetzesentwurf zur angemessenen Be- 
rücksichtigung von Verbraucherfragen ein gesetzliches Be- 
schwerdeverfahren für Verbraucher und andere Kunden von 
beaufsichtigten Instituten und Unternehmen sowie Verbrau- 
cherschutzorganisationen bei der Bundesanstalt vor. Gleich- 
zeitig wird mit dem Verbraucherbeirat ein Gremium zur Be- 
ratung der Bundesanstalt bei Verbraucherfragen errichtet. 
Diese Maßnahmen haben zum Ziel, Erkenntnisse von Ver- 
brauchern und anderen Kunden von beaufsichtigten Unter- 
nehmen, Verbraucherschutzorganisationen sowie anderen 
Institutionen und Persönlichkeiten im Bereich des Verbrau- 
cherschutzes für die Bundesanstalt besser nutzbar zu ma- 
chen. Dies emiöglicht eine stärkere Berücksichtigung von 
kollektiven Verbraucherfragen iru Finanzsektor. 

4. Stärkung der Unabhängigkeit der Bundesanstalt 

Internationales Grundprinzip der Finanzaufsicht ist die Sicher- 
stellung ihrer Unabhängigkeit von den beaufsichtigten Unter- 
nehmen. Um diese Unabhängigkeit der Bundesanstalt zu stär- 
ken, sieht der Gesetzesentwurf vor, dass anstelle der zehn 
Vertreter der beaufsichtigten Unternehmen zukünftig sechs 
Persönlichkeiten mit Fachexpertise im Bereich der Finanz- 
und Versicherungsindustrie im Verwaltungsrat vertreten sind. 

5. Sonstige Änderungen 

Zur Stärkung einer an Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
orientierten Haushaltsplanung der Bundesanstalt werden Re- 
gelungen zur Steuerung der Entwicklung des Stellenplans 
der Bundesanstalt in das Finanzdienstleistungsaufsichtsge- 
setz aufgenommen. 

Die Kompetenz zur Entscheidung über die Vorlage von Ur- 
kunden oder Akten der Bundesanstalt in verwaltungsgericht- 


lichen Verfahren nach § 99 Verwaltungsgerichtordnung wird 
vom bisher zuständigen Bundesministerium der Finanzen 
auf die Bundesanstalt übertragen. 

Darüber hinaus werden notwendige Klarstellungen und Än- 
derungen im Bereich der Urulageregelungen der Bundesan- 
stalt getroffen. 

III. Alternativen, Folgen und Auswirkungen des Gesetzes 

1 . Alternativen 
Keine. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Regelungen zur Stellenzulage für Beamte entste- 
hen der Bundesanstalt Kosten in Höhe von 3,957 Mio. Euro. 
Sofern die Stellenzulage auch Tarifbeschäftigten gewährt 
wird, entstehen weitere Kosten in Höhe von 320 000 Euro. 
Die Kosten der Stellenzulage der Bundesanstalt wurden auf 
Grundlage des Stellenplans 2012 der BaFin geschätzt. Diese 
Mehrausgaben werden von den beaufsichtigten Instituten via 
Umlage und Gebühren getragen. 

3. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Kosten für die Wirtschaft in Höhe von 90 000 Euro er- 
geben sich durch eine angenommene geringe Erhöhung der 
Beschwerdezahlen nach der Neuregelung. Es wurde ange- 
nommen, dass die Beschwerden (nach Jahresbericht der 
BaFin 2010 ca. 20 000) um 1 Prozent steigen werden (200) 
und davon wiederum 25 Prozent zur Stellungnahme an die 
Institute weitergeleitet werden (50). Die Kosten wurden 
nach dem Standardkostenmodell ermittelt. 

Aus der Möglichkeit der Bundesbank, Daten bei den Insti- 
tuten anzufordem, können sich weitere Kosten für die Wirt- 
schaft ergeben, wenn von dieser Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht wird. Inwieweit von dieser Möglichkeit tatsächlich 
Gebrauch gemacht wird, ist derzeit nicht absehbar, da die 
Deutsche Bundesbank primär auf bei ihr oder der Bundesan- 
stalt vorliegende Daten zurückgreifen soll. 

b) Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 
Kosten für die Bundesbank 

Die Kosten der Bundesbank durch die künftige Zuständig- 
keit für die Finanzstabilität belaufen sich auf ca. 2,2 Mio. 
Euro Sach- und Personalkosten. 

Kosten aus der Einrichtung des Ausschusses für Finanzstabi- 
lität 

Der Ausschuss für Finanzstabilität übernimmt Funktionen 
schon bestehender Gremien mit nun klar definierten und 
zum Teil erweiterten gesetzlichen Aufgaben. Damit geht 
vermutlich ein Mehraufwand einher, der derzeit allerdings 
nicht quantifiziert werden kann. Aus der Einrichtung eines 
Sekretariats entstehen im Bundesministerium der Finanzen 
zusätzliche Sach- und Personalaufwendungen von etwa 
160 000 Euro. Mehrbedarf an Sach- und Personalausgaben 
im Einzelplan 08 soll finanziell und stellenmäßig in diesem 
Einzelplan ausgeglichen werden. 

Kosten für die Bundesanstalt 

Der Bundesanstalt entstehen zusätzliche Kosten im Wesent- 
lichen durch die spiegelbildlich zur Wirtschaft gestiegene 
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Zahl der eingehende Beschwerden, bei denen zum Teil wie- 
derum eine Nachfrage bei den betroffen Unternehmen nötig 
ist. Zudem entstehen Kosten für den Verbraucherbeirat. Ins- 
gesamt belaufen sich die Aufwendungen der Bundesanstalt, 
berechnet nach einem standardisierten Modell auf ca. 
157 000 Euro. 

4. Weitere Kosten 

Spürbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni- 
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
nicht zu erwarten. 

5. Nachhaltigkeit 

Das Gesetz entfaltet keine Wirkungen, die im Widerspruch 
zu einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nachhaltig- 
keitsstrategie der Bundesregierung stehen. 

6. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung 

Gleichstellungspolitische Folgen hat der Gesetzentwurf 
nicht. Grundsätzlich sind Männer und Frauen von den Vor- 
schriften des Entwurfs in gleicher Weise betroffen. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung mit Arti- 
kel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) (Recht der Wirt- 
schaft). Eine bundesgesetzliche Regelung ist nach Artikel 72 
Absatz 2 GG zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse erforderlich. Die Finanzstabilität be- 
trifft das gesamte Bundesgebiet und kann wirksam nur über 
das gesamte Bundesgebiet hinweg einheitlich überwacht 
werden, so dass eine bundeseinheitliche Überwachung im 
Inland erforderlich ist. Im Übrigen ändert und passt das Ge- 
setz bestehende Bundesgesetze an, um die nur bundesein- 
heitlich mögliche Finanzaufsicht durch die Bundesanstalt 
und deren Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 
zu verbessern. Für Artikel 2 Nummer 7 ergibt sich die Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 73 Nummer 8 
GG (Rechtsverhältnisse der im Dienst des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften des öffentlichen 
Rechts stehenden Personen) und aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 12 GG (Arbeitsrecht). Für Artikel 2 Nummer 3 
(§ 4c FinDAG) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (gericht- 
liches Verfahren). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union vereinbar. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Überwachung der Finanz- 
stabilität) 

Zu § 1 (Wahrung der Finanzstabilität) 

Zu Absatz 1 

Auf Grund der vorhandenen Expertise soll die Deutsche 
Bundesbank im Inland einen maßgeblichen Beitrag zur 
Überwachung der Finanzstabilität leisten. Zum Finanzsys- 


tem gehören insbesondere die von der Bundesanstalt und der 
Deutschen Bundesbank bereits bisher beaufsichtigten Unter- 
nehmen, Märkte und Marktinfrastrukturen, aber auch wei- 
tere Unternehmen, mit ähnlichen Untemehmensgegenstän- 
den oder mit einer nicht unerheblichen Bedeutung für das 
Finanzsystem. Der Beitrag der Bundesbank ist dabei zu- 
nächst darauf gerichtet, durch Analyse der maßgeblichen 
Sachverhalte Gefahren für die Finanzstabilität zu identifizie- 
ren. Auf dieser Grundlage soll die Bundesbank Vorschläge 
für Warnungen und Empfehlungen des Ausschusses für 
Finanzstabilität erarbeiten. 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift bestimmt die zentrale Aufgabe der Deut- 
schen Bundesbank im Rahmen der laufenden Überwachung 
der Finanzstabilität: Sie hat maßgebliche Sachverhalte für 
die Finanzstabilität zu analysieren und Gefahren für die 
Finanzstabilität zu identifizieren. Maßgebliche Sachver- 
halte sind dabei insbesondere Entwicklungen, Verhaltens- 
weisen, Strukturen und Innovationen im Finanzsystem, die 
das Potenzial von schwerwiegenden negativen Folgen für 
das Finanzsystem und letztlich die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung, das heißt Gefahren für die Finanzstabilität, 
beinhalten können. 

Zu Nummer 2 

Auf Grund ihrer herausgehobenen Rolle bei der Überwa- 
chung der Finanzstabilität obliegt es der Deutschen Bundes- 
bank auch, den jährlichen Bericht des Ausschusses für Fi- 
nanzstabilität an den Deutschen Bundestag zu entwerfen. 
Der Bericht befasst sich mit der Lage und Entwicklung der 
Finanzstabilität in Deutschland sowie der Tätigkeit des Aus- 
schusses für Finanzstabilität. 

Zu Nummer 3 

Bei identifizierten Gefahren karm die Deutsche Bundesbank 
dem Ausschuss für Finanzstabilität Warnungen und Empfeh- 
lungen Vorschlägen. Der Ausschuss für Finanzstabilität be- 
schließt dann auf Grundlage des Vorschlags der Deutschen 
Bundesbank über die Abgabe einer Warnung oder Empfeh- 
lung, § 2 Absatz 2 Nummer 3. In den Warnungen sind nach 
§ 3 Absatz 1 der maßgebliche Sachverhalt und die daraus re- 
sultierende Gefahr eingehend darzulegen. Die Empfehlun- 
gen umfassen nach § 3 Absatz 2 zusätzlich Vorschläge für 
Maßnahmen, deren Durchführung der Ausschuss für Finanz- 
stabilität durch die Adressaten für geeignet und erforderlich 
erachtet, um Gefahren für die Finanzstabilität zu begegnen. 
Adressat einer Warnung oder Empfehlung kann dabei dieje- 
nige nationale Stelle sein, die über das Instrumentarium ver- 
fügt, mit denen der identifizierten Gefahr begegnet werden 
kann. Dies karm insbesondere die Bundesanstalt mit ihrem 
mikroprudentiellen Instrumentarium sowie die Bundesregie- 
rung auf Grund ihres Initiativrechtes für Gesetzgebungsmaß- 
nahmen sein. Warnungen und Empfehlungen können sich 
aber z. B. auch an die zuständigen Börsenaufsichtsbehörden 
richten. Der Adressat einer Empfehlung entscheidet über die 
Umsetzung der empfohlenen Maßnahme und teilt seine Ent- 
scheidung und deren Begründung dem Ausschuss für Fi- 
nanzstabilität mit und berichtet regelmäßig über die Umset- 
zung, § 3 Absatz 4. Die Deutsche Bundesbank bewertet ge- 
genüber dem Ausschuss für Finanzstabilität die Umset- 
zungsmaßnahme. 
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Zu Nummer 4 

Die Deutsche Bundesbank soll den Ausschuss für Finanzsta- 
bilität darin unterstützen, die Umsetzung von Empfehlungen 
zu bewerten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass die Deutsche Bundesbank ihre Be- 
fugnisse unabhängig wahmimmt und Aufgaben der Deut- 
schen Bundesbank unter anderem im Rahmen des Eurosys- 
tems nach Artikel 127 Absatz 2 und 5 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vom Auftrag 
der Deutschen Bundesbank nach diesem Gesetz unberührt 
bleiben. 

Zu § 2 (Ausschuss für Finanzstabilität) 

Zu Absatz 1 

Zur Stärkung der Zusammenarbeit in Fragen der Finanzsta- 
bilität wird ein Ausschuss für Finanzstabilität bestehend aus 
Vertretern der Deutschen Bundesbank, der Bundesanstalt, 
des Bundesministeriums der Finanzen sowie - in beratender 
Funktion - einem Vertreter der Bundesanstalt für Finanz- 
marktstabilisierung (FMSA) gebildet. Der Ausschuss für 
Finanzstabilität gewährleistet damit die Bündelung der 
Expertisen der verschiedenen in der Finanzaufsicht und 
Finanzmarktregulierung verantwortlichen Institutionen. Ins- 
besondere erfolgt eine institutionalisierte Verzahnung der 
laufenden makroprudentiellen Überwachung der Deutschen 
Bundesbank mit der mikroprudentiellen Aufsicht der Bun- 
desanstalt. Durch das Initiativrecht der durch das Bundes- 
ministerium der Finanzen vertretenen Bundesregierung wird 
sichergestellt, dass gegebenenfalls zur Wahrung der Finanz- 
stabilität notwendige Änderungen des Regulierungsrahmens 
zeitnah angestoßen werden können bzw. die Bundesregie- 
rung sich in Fragen der Finanzstabilität von der Deutschen 
Bundesbank beraten lassen kann. Schließlich stellt der Aus- 
schuss für Finanzstabilität ein klares Verfahren für die Über- 
wachung der Finanzstabilität sicher. Mit der Errichtung des 
Ausschusses für Finanzstabilität beim Bundesministerium 
der Finanzen ist die Übernahme der notwendigen Sekreta- 
riatsarbeiten verbunden. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

Die regelmäßige Erörterung der Finanzstabilität ist eine 
wichtige vom Ausschuss für Finanzstabilität wahrzuneh- 
mende Aufgabe, unabhängig davon, ob Vorschläge zu War- 
nungen oder Empfehlungen vorliegen. Als Grundlage für die 
Erörterung dienen grundsätzlich die von der Deutschen 
Bundesbank nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 vorgenommenen 
Analysen. 

Zu Nummer 2 

Dem Ausschuss für Finanzstabilität kommt auch im Fall ei- 
ner Finanzkrise eine besondere Bedeutung zu. Eine Finanz- 
krise liegt insbesondere bei Störungen des Finanzsystems 
vor, die erhebliche negative Rückwirkungen auf die Gesamt- 
wirtschaft haben können. Die Aufgabe des Ausschusses für 
Finanzstabilität, die Zusammenarbeit der vertretenen Institu- 
tionen zu stärken, berührt dabei nicht die eigenverantwortli- 
che Wahrnehmung der der jeweiligen Institution übertrage- 


nen Aufgaben, insbesondere die unabhängige Wahrnehmung 
des geldpolitischen Auftrags der Deutschen Bundesbank und 
die Gewährung von Notfallliquidität der Deutschen Bundes- 
bank. 

Zu Nummer 3 

Der Europäische Ausschuss für Systemrisiken (ESRB) kann 
nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 

2010 Warnungen und Empfehlungen unter anderem an 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und nationale Auf- 
sichtsbehörden richten, soweit er signifikante Risiken für die 
Entwicklungen innerhalb des europäischen Finanzsystems 
feststellt. Sofern der ESRB Warnungen oder Empfehlungen 
an die Bundesrepublik Deutschland oder die Bundesanstalt 
richtet, ist es auch Aufgabe des Ausschusses für Finanzstabi- 
lität, über den Umgang mit diesen zu beraten. 

Zu Nummer 4 

Über den von der Deutschen Bundesbank entworfenen Be- 
richt des Ausschusses für Finanzstabilität an den Deutschen 
Bundestag entscheidet der Ausschuss für Finanzstabilität. 

Zu Nummer 5 

Zentrale Aufgabe des Ausschusses für Finanzstabilität ist es, 
in Anlehnung an das Instrumentarium des zum 1. Januar 

2011 neu errichteten Europäischen Ausschusses für System- 
risiken (ESRB) in einem transparenten Verfahren die auf 
Grund der laufenden Überwachung der Finanzstabilität 
durch die Deutsche Bundesbank identifizierten Gefahren mit 
Warnungen und Empfehlungen entgegenzuwirken. Warnun- 
gen und Empfehlungen haben insbesondere die Funktion, in 
einem klaren Verfahren Beschlüsse des Ausschusses für 
Finanzstabilität und deren Umsetzung festzuhalten. Der 
Deutschen Bundesbank kommt bei der Abgabe von Warnun- 
gen und Empfehlungen eine zentrale Rolle zu, da ihre Arbeit 
nicht nur Grundlage für die Identifizierung von Gefahren ist, 
sondern sie auch Vorschläge für Warnungen und Empfehlun- 
gen unterbreitet. Die weiteren Mitglieder des Ausschusses 
für Finanzstabilität tragen ebenfalls durch ihre Expertise 
dazu bei. Gefahren für die Finanzstabilität zu identifizieren 
sowie geeignete und erforderliche Maßnahmen zu ermitteln, 
um diese abzuwehren. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Zusammensetzung des Ausschusses für 
Finanzstabilität. Mit jeweils drei Vertretern der Deutschen 
Bundesbank, der Bundesanstalt und des Bundesministe- 
riums der Finanzen sowie — ohne Stimmrecht - einem Ver- 
treter der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung 
(FMSA) sind für die Beaufsichtigung des deutschen Finanz- 
marktes und für die Finanzmarktpolitik maßgebliche Institu- 
tionen im Ausschuss für Finanzstabilität vertreten. Die Über- 
tragung des Vorsitzes auf einen Vertreter des Bundesministe- 
riums der Finanzen trägt der Koordinierungsfunktion des 
Ausschusses für Finanzstabilität, insbesondere auch im Kri- 
senmanagement, Rechnung. Die Mitglieder und deren Stell- 
vertreter werden von den jeweiligen Institutionen benannt. 

Zu Absatz 4 

Der Ausschuss für Finanzstabilität soll mindestens einmal 
im Quartal tagen, bei Bedarf öfter. Um auch externen Sach- 
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verstand in die Beratungen einfließen zu lassen, kann der 
Vorsitzende zu den Sitzungen Dritte hinzuziehen, z. B. Ver- 
treter anderer Bundesministerien oder von Börsenaufsichts- 
behörden. Der Ausschuss für Finanzstabilität gibt sich ein- 
vemehmlich eine Geschäftsordnung. Diese kann unter ande- 
rem Regelungen zur Beschlussfähigkeit des Ausschusses 
enthalten. 

Zu Absatz 5 

Die Anforderung, Beschlüsse mit einfacher Mehrheit zu fas- 
sen, gewährleistet die Entscheidungsfähigkeit des Ausschus- 
ses für Finanzstabilität. Die Abgabe und Veröffentlichung 
von Warnungen und Empfehlungen sowie des Finanzstabili- 
tätsberichts sollen jedoch auf möglichst breiter Basis erfol- 
gen, die Beschlüsse über diese Punkte sollen daher - wenn 
möglich - einstimmig ergehen. Dem herausgehobenen Bei- 
trag der Deutschen Bundesbank bei der Überwachung der 
Finanzstabilität wird weiterhin dadurch Rechnung getragen, 
dass über die Abgabe und Veröffentlichung von Warnungen 
und Empfehlungen und die Zuleitung des jährlichen Berichts 
an den Deutschen Bundestag nicht gegen die Stimmen ihrer 
Vertreter entschieden werden kann, sofern die anwesenden 
Vertreter einheitlich abstimmen. 

Zu Absatz 6 

Für einen offenen und unbefangenen Meinungsaustausch 
und im Flinblick auf die Gefahr, dass das Bekanntwerden des 
Inhalts und des Verlaufs der Beratungen negative Auswir- 
kungen auf die Finanzmärkte haben kann, ist es erforderlich, 
die Beratungen einer Vertraulichkeitspflicht zu unterwerfen. 
Die Vertraulichkeit steht jedoch nicht der erforderlichen all- 
gemeinen Berichterstattung des Ausschusses für Finanzsta- 
bilität und seiner Mitglieder über die Sitzungen und Arbeiten 
des Ausschusses für Finanzstabilität entgegen. 

Zu Absatz 7 

Für die Arbeit des Ausschusses für Finanzstabilität ist es er- 
forderlich, dass die Mitglieder des Ausschusses für Finanz- 
stabilität und weitere Personen, die im Rahmen der Arbeit 
des Ausschusses für Finanzstabilität tätig werden, von den 
aufgeführten Verschwiegenheitspflichten im Zuständigkeits- 
bereich ihrer jeweiligen Institution befreit werden. 

Zu Absatz 8 

Für die Wahrnehmung der Aufgaben des Lenkungsausschus- 
ses im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzmarktstabili- 
sierungsfondsgesetzes (FMStG) ist die Information über die 
Entwicklung der Finanzstabilität und über Beschlüsse und 
Entscheidungen des Ausschusses für Finanzstabilität von 
erheblicher Bedeutung. Zu den Aufgaben des Lenkungs- 
ausschusses gehört im Rahmen der Gewährung von Stabili- 
sierungsmaßnahmen nach § 4 Absatz 1 FMStFG und von 
Restrukturierungsmaßnahmen im Sinne des § 4 Absatz 1 des 
Restrukturierungsfondsgesetzes insbesondere die Entschei- 
dung über Grundsatzfragen, wesentliche Auflagen und An- 
gelegenheiten von besonderer Bedeutung. Der Vorsitzende 
des Leitungsausschusses der FMS A nimmt an den Sitzungen 
des Ausschusses für Finanzstabilität teil und berichtet dem 
Lenkungsausschuss nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Finanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetz in einer nächsten Sitzung über 
Grundsatzfragen und Fragen von besonderer Bedeutung für 
die Arbeit des Lenkungsausschusses. Die notwendige Ver- 


traulichkeit ist dabei, erforderlichenfalls auch durch beson- 
dere organisatorische Vorkehrungen, zu wahren (§ 3b Ab- 
satz 1 FMStFG). 

Zu Absatz 9 

Auf Grund der besonderen Bedeutung der Finanzstabilität 
berichtet der Ausschuss für Finanzstabilität jährlich dem 
Deutschen Bundestag über die Lage und Entwicklung der Fi- 
nanzstabilität und seine Tätigkeit nach diesem Gesetz. 

Zu § 3 (Warnungen und Empfehlungen) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Absätze 1 und 2 regeln zusammen mit § 1 Absatz 1 
Nummer 3 und § 2 Absatz 2 Nummer 5 Warnungen und 
Empfehlungen des Ausschusses für Finanzstabilität vor 
Gefahren für die Finanzstabilität; insoweit wird auf die Be- 
gründung zu § 1 Absatz 1 Nummer 3 und § 2 Absatz 2 Num- 
mer 5 verwiesen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt die Adressaten von Warnungen oder 
Empfehlungen. Warnungen und Empfehlungen können sich 
neben Bundesregierung und Bundesanstalt auch an andere 
Behörden von Bund und Ländern richten, die über ein Instru- 
mentarium verfügen, mit denen den identifizierten Gefahren 
begegnet werden kann, z. B. Börsenaufsichtsbehörden. 

Zu Absatz 4 

Die Warnungen und Empfehlungen übermittelt der Aus- 
schuss für Finanzstabilität die Vertraulichkeit wahrend an 
den jeweiligen Adressaten. Der Adressat einer Empfehlung 
hat dem Ausschuss für Finanzstabilität dann mitzuteilen, ob 
und auf welche Weise er die Empfehlung umsetzen wird. Be- 
absichtigt der Adressat der Empfehlung nicht zu folgen, hat 
er dies eingehend zu begründen. Da eine wirksame Überwa- 
chung der Finanzstabilität die Nachverfolgung der Umset- 
zung der vorgeschlagenen Maßnahmen und deren Wirkung 
umfasst, hat der Adressat den Ausschuss für Finanzstabilität 
regelmäßig über den Stand der Umsetzung zu unterrichten. 
Die Deutsche Bundesbank nimmt auf dieser Grundlage eine 
laufende Bewertung der Umsetzungsmaßnahmen vor (siehe 
§ 1 Absatz 1 Nummer 4). 

Zu Absatz 5 

Zur Schaffung von Transparenz oder sofern der Ausschuss 
für Finanzstabilität die Veröffentlichung zur Beseitigung von 
Gefahren für die Finanzstabilität für erforderlich erachtet, 
kann er Warnungen und Empfehlungen veröffentlichen. Mit 
der Einräumung einer Stellungnahmemöglichkeit des Adres- 
saten einer Empfehlung wird zum einen sichergestellt, dass 
der Ausschuss für Finanzstabilität bei seiner Entscheidung 
über die Veröffentlichung berechtigte Einwände des Adres- 
saten gegen die Veröffentlichung berücksichtigt. Zum ande- 
ren gewährleistet dieses Verfahren, dass der jeweilige Adres- 
sat unmittelbar im Anschluss an eine Veröffentlichung ange- 
messen gegenüber der Öffentlichkeit Stellung nehmen kann. 

Zu § 4 (Zusammenarbeit der Deutschen Bundesbank mit der 
Bundesanstalt) 

Die Verfügbarkeit der notwendigen Informationen für die 
Analyse der für die Finanzstabilität maßgeblichen Sachver- 
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halte ist von essentieller Bedeutung für die effiziente Iden- 
tifizierung von Gefahren für die Finanzstabilität. Gleichzei- 
tig sind die im Rahmen der Analyse und Risikoidentifizie- 
rung durch die Deutsche Bundesbank gewonnenen Daten 
wichtige Erkenntnisquellen für die mikroprudentielle Auf- 
sicht. § 4 regelt daher die auch im Rahmen der Überwachung 
der Finanzstabilität notwendige Zusammenarbeit zwischen 
der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt. Soweit 
die der Deutschen Bundesbank vorliegenden oder von der 
Bundesanstalt zur Verfügung gestellten Daten zur Analyse 
von Fragestellungen der Finanzstabilität nicht ausreichen, 
ennächtigt § 5 Absatz 2 das Bundesministerium der Finan- 
zen, durch Rechtsverordnung weitere Daten zu benennen, 
die die Deutschen Bundesbank im Wege der Anforderung 
unmittelbar von den maßgeblichen Unternehmen erheben 
können soll. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift berechtigt und verpflichtet die Deutsche Bun- 
desbank und die Bundesanstalt, sich die für die Aufgaben- 
wahmehmung der Deutschen Bundesbank nach diesem 
Gesetz bzw. die Aufgaben der Bundesanstalt notwendigen In- 
formationen, insbesondere Beobachtungen, Feststellungen 
und Einschätzungen gegenseitig zu übermitteln. Damit wird 
einerseits sichergestellt, dass der Deutschen Bundesbank die 
für ihre Analysen und zur Identifizierung von Gefahren für 
die Finanzstabilität notwendigen Informationen zur Verfü- 
gung stehen. Hierzu gehören auch Feststellungen der Bun- 
desanstalt, die für die Sicherung der Finanzstabilität in 
Deutschland von Bedeutung sein können. Dabei wird vermie- 
den, dass die Deutsche Bundesbank selbst die maßgeblichen 
Informationen erheben muss. Gleichzeitig wird somit einer 
Doppelung der Erhebungsstrukturen und einer Doppelbelas- 
tung der Betroffenen vorgebeugt. Andererseits stellt der lau- 
fende Informationsaustausch sicher, dass die makropruden- 
tiellen Erkenntnisse laufend in die Aufsichtstätigkeit der Bun- 
desanstalt einfließen und von dieser berücksichtigt werden. 

Einzelheiten der Zusammenarbeit sollen zwischen Bundesan- 
stalt und Deutscher Bundesbank mit dem Ziel einer effizien- 
ten Aufgabenwahmehmung einvemehmlich geregelt werden, 
ohne dass dabei bürokratische Hürden aufgebaut werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 lehnt sich an § 7 Absatz 4 und 5 des Kreditwesen- 
gesetzes (KWG) an. Dadurch soll klargestellt werden, dass 
Bundesanstalt und Deutsche Bundesbank auch im Geltungs- 
bereich des Finanzstabilitätsgesetzes auf entsprechende Art 
und Weise Daten austauschen können. Durch die Bezug- 
nahme in Satz 1 auf den Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, 
dass nur solche personenbezogenen Daten übermittelt wer- 
den dürfen, die zur Erfüllung der Aufgabe der empfangenen 
Stelle zwingend erforderlich sind. Hierdurch wird einerseits 
aus datenschutzrechtlichen Gründen die Übermittlung von 
personenbezogenen Daten ausgeschlossen, die nicht zwin- 
gend zur Aufgabenerfüllung erforderlich sind, und anderer- 
seits eine Überbürokratisierung verhindert. 

Zu § 5 (Mitteilungspflichten, Verordnungsermächtigung) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Erfahrungen aus der Finanzkrise haben gezeigt, dass für 
die erfolgreiche und rechtzeitige Identifizierung von Gefah- 


ren für die Finanzstabilität die Verfügbarkeit der erforder- 
lichen Daten und Informationen von besonderer Bedeutung 
ist. Soweit der Deutschen Bundesbank die insoweit notwen- 
digen Daten nicht bereits vorliegen oder sie diese nicht durch 
einen Infonnationsaustausch mit anderen Behörden, insbe- 
sondere der Bundesanstalt nach § 4 erlangen kann, soll die 
Deutsche Bundesbank daher die für die Analyse der Finanz- 
stabilität und damit Identifizierung von Gefahren für die 
Finanzstabilität notwendigen Wirtschafts- und Handelsdaten 
bei finanziellen Kapitalgesellschaften im Inland durch An- 
forderung erheben können. 

Der Begriff „finanzielle Kapitalgesellschaften“ im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates zum Europäischen 
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf natio- 
naler und regionaler Ebene in der Europäischen Gemein- 
schaft (ESVG) umfasst die bereits bisher von der Bundesan- 
stalt zusammen mit der Deutschen Bundesbank beaufsich- 
tigten Institute und Unternehmen. Die Daten sollen einen 
vertieften Einblick in den Stand und die Entwicklung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse dieser Gesellschaften sowie 
deren Handelstätigkeit ennöglichen. Da z. B. für die Analy- 
sen von bilateralen Vernetzungen auch die Erhebung von be- 
deutenden Forderungen von Kapitalgesellschaften gegen- 
über einzelnen natürlichen Personen erheblich sein können, 
soll die Datenerhebung auch personenbezogenen Daten um- 
fassen können. Die Erhebung personenbezogener Daten 
muss dabei jedoch für die Aufgabenwahmehmung der Deut- 
schen Bundesbank nach diesem Gesetz zwingend erforder- 
lich sein. 

Wegen der Komplexität der einzuschätzenden Gefahren und 
der nur bedingen Vorhersehbarkeit der zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zur Identifizierang einer bestimmten Gefahr für 
die Finanzstabilität konkret erforderlichen Wirtschafts- und 
Handelsdaten soll eine weitere Konkretisiemng der Einzel- 
heiten und der Art der zu erhebenden Daten im Wege einer 
vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank zu erlassenden Rechtsverord- 
nung erfolgen. 

Zu § 6 (Verschwiegenheitspflicht) 

Die Vorschrift regelt in Anlehnung an § 9 KWG die Ver- 
schwiegenheitspflicht des Ausschusses für Finanzstabilität, 
seiner Mitglieder, der Beschäftigten der im Ausschuss für 
Finanzstabilität vertreten Institutionen, soweit sie nach die- 
sem Gesetz tätig werden, und von nach § 2 Absatz 4 Satz 3 
hinzugezogenen Dritten sowie den Umfang der zulässigen 
Informationsweitergabe. Satz 4 stellt dabei klar, dass die 
Vertraulichkeit der Beratungen des Ausschusses für Finanz- 
stabilität nicht eingeschränkt wird. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Finanzdienstleistungs- 
aufsichtsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Inhaltsübersicht wird den Änderangen entsprechend 
angepasst. 

Zu Nummer 2 

Das Fomm für Finanzmarktaufsicht wird abgeschafft. Das 
Fomm wurde zu einer Zeit eingerichtet, als es noch drei 
Bundesaufsichtsämter gab. Ziel war es, die Aufsicht über 
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Finanzinstitute gerade im Hinblick auf so genannte All- 
finanzkonzepte am Markt und der daraus erwachsenden 
Risiken zwischen den Bundesaufsichtsämtern und unter 
Beteiligung der Deutschen Bundesbank besser zu koordinie- 
ren und bestehende Aufsichtskonzepte weiterzuentwickeln. 
Zwar wurde mit der Errichtung der Bundesanstalt als All- 
finanzaufsichtsbehörde das Forum gesetzlich verankert. Es 
hat sich jedoch gezeigt, dass die Koordinierung der Zusam- 
menarbeit im Rahmen der laufenden Überwachung eines ge- 
setzlich verankerten Forums, in dem beide Institutionen ver- 
treten sind, nicht bedarf Stattdessen erfolgt die notwendige 
Koordinierung als laufender Abstimmungsprozess zwischen 
Bundesanstalt und Deutscher Bundesbank. 

Zu Nummer 3 

Zu § 4a (neu) 

§ 4a regelt künftig das Verfahren zur Koordinierung der 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt und der Deut- 
schen Bundesbank bei Meinungsverschiedenheiten von 
erheblicher Bedeutung im Rahmen der laufenden Überwa- 
chung nach § 7 Absatz 1 KWG und § 3 Absatz 3 ZAG. § 7 
Absatz 1 Satz 2 KWG weist die Durchführung der laufenden 
Überwachung als Teil der von der Bundesanstalt ausgeübten 
Aufsicht ausdrücklich der Deutschen Bundesbank zu. 
Gleichzeitig stellt die Regelung in § 7 Absatz 2 Satz 1 KWG 
sicher, dass die laufende Überwachung durch die Deutsche 
Bundesbank nach den Richtlinien der Bundesanstalt erfolgt, 
um der Verantwortlichkeit der Bundesanstalt für aufsichts- 
rechtliche Maßnahmen Rechnung zu tragen. Diese Arbeits- 
teilung erfordert ein hohes Maß an laufender Abstimmung 
zwischen Deutscher Bundesbank und Bundesanstalt bei der 
laufenden Überwachung. Die Bundesanstalt und die Deut- 
sche Bundesbank haben daher zur ordnungsgemäßen Aufga- 
benwahmehmung mit geeigneten Mitteln (z. B. einem klar 
strukturierten Eskalationsmechanismus mit gegebenenfalls 
notwendiger Endbefassung auf Ebene der Präsidenten) 
sicherzustellen, dass Meinungsverschiedenheiten von erheb- 
licher Bedeutung im Rahmen der laufenden Überwachung 
einvemehmlich und zeitnah beigelegt werden können. Satz 1 
dient daher der Klarstellung. Für den Fall, dass diese Mittel 
versagen, stellt die Entscheidung des Bundesministeriums 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nach Satz 2 als 
Ultima Ratio sicher, dass die notwendige Entscheidung einer 
strittigen Frage bei der laufenden Überwachung gleichwohl 
erfolgen kann. Das Erfordernis des Benehmens mit der Deut- 
sche Bundesbank trägt der in § 7 Absatz 1 Satz 2 KWG er- 
folgten Übertragung der laufenden Überwachung auf die 
Deutsche Bundesbank Rechnung. 

Zu § 4b (neu) 

Zu Absatz 1 

Mit der neuen Vorschrift wird die bereits nach dem Invest- 
ment- und dem Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz bestehende 
Möglichkeit von Verbrauchern und anderen Kunden beauf- 
sichtigter Institute und Unternehmen, sich mit einer Be- 
schwerde an die Bundesanstalt zu wenden, auf die anderen 
aufsichtsrechtlichen Vorschriften ausgedehnt. 

Neu ist - mit Ausnahme des Geltungsbereiches des Zah- 
lungsdiensteaufsichtsgesetzes - die Beschwerdemöglichkeit 
für qualifizierte Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 
des Unterlassungsklagengesetzes. Durch die Schaffung ei- 


nes förmlichen Beschwerdeverfahrens für Verbraucherver- 
bände wird die Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt 
und Verbraucherverbänden verbessert. Es wird eine Mög- 
lichkeit geschaffen, Erkenntnisse von Verbraucherverbänden 
über das Mittel der Beschwerde in einem geordneten Verfah- 
ren für die Bundesanstalt nutzbar zu machen. 

Gegenstand der Beschwerde können dabei nur Verstöße ge- 
gen Bestimmungen sein, deren Einhaltung die Bundesanstalt 
überwacht. 

Zu Absatz 2 

Beschwerden sind in Schrift- oder Textfonn einzureichen. 
Dies schließt auch die Nutzung elektronischer Medien ein. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass die Bundesanstalt unter Beachtung 
ihrer Verschwiegenheitspflicht verpflichtet ist, in angemes- 
sener Frist gegenüber dem Beschwerdeführer zur Be- 
schwerde Stellung zu nehmen. Die Beschwerde stellt dabei 
für die Bundesanstalt ein wichtiges Erkenntnismittel bezüg- 
lich mutmaßlicher Verstöße gegen Bestimmungen dar, deren 
Einhaltung die Bundesanstalt überwacht, und kann deshalb 
mit weiteren Erkeimtnissen Grundlage für aufsichtsrecht- 
liches Handeln sein. Der Beschwerdeführer hat jedoch kein 
subjektives Recht gegenüber der Bundesanstalt, dass diese 
spezifische aufsichtsrechtliche Maßnahmen trifft oder die 
Beschwerde schlichtet oder entscheidet oder ihm eine auf- 
sichtsrechtliche Wertung mitteilt. Die Stellungnahme dient 
als schlichtes Verwaltungshandeln insofern der Information 
des Beschwerdeführers darüber, dass sich die Bundesanstalt 
mit dem Beschwerdeanliegen befasst und etwaige Erkennt- 
nisse aus der Beschwerde im Rahmen ihrer aufsichtsrechtli- 
chen Befugnisse berücksichtigt. Auf Grund des Interesses 
des Beschwerdeführers an einer außergerichtlichen Klärung 
seines Rechtsverhältnisses mit dem beaufsichtigten Unter- 
nehmen kann die Bundesanstalt daher in geeigneten Fällen 
auf bestehende außergerichtliche Streitschlichtungsverfah- 
ren hinweisen. 

Zu Absatz 4 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, die Institute im Rahmen 
ihrer bestehenden Auskunftsansprüche zur Stellungnahme 
aufzufordem und in dieser zu erklären, ob die Stellungnahme 
oder Teile dieser an den Beschwerdeführer übermittelt wer- 
den können. Den Inhalt dieses an den Beschwerdeführer 
übermittelbaren Teils der Stellungnahme bestimmt allein das 
Institut oder Unternehmen. 

Zu § 4c (neu) 

Die Vorschrift regelt die Kompetenz zur Entscheidung über 
die Vorlage von Behördenakten der Bundesanstalt in verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahren. Diese wird vom bisher zustän- 
digen Bundesministerium der Finanzen auf die Bundesan- 
stalt verlagert. Die Regelung hat insbesondere praktische 
Bedeutung in verwaltungsgerichtlichen Verfahren über An- 
sprüche gegen die Bundesanstalt nach dem Informationsfrei- 
heitsgesetz. In diesen Verfahren ist die Bundesanstalt bei be- 
sonderen Geheimhaltungsinteressen berechtigt oder ver- 
pflichtet, die Vorlage von Behördenakten zu verweigern. Zu 
diesem Geheimhaltungsinteressen gehören insbesondere in 
den Behördenakten enthaltene Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse der beaufsichtigten Unternehmen. In Folge der 
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Aufsichtstätigkeit hat die Bundesanstalt besondere Sach- 
kenntnis davon, welche Tatsachen Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnis der beaufsichtigten Unternehmen darstellen. Es 
ist daher angemessen, wenn die Entscheidung über die Vor- 
lage der Akten der Bundesanstalt obliegt. Die Rechts- und 
Fachaufsicht des Bundesministeriums über die Bundesan- 
stalt stellt dabei sicher, dass das Bundesministerium in Fäl- 
len mit besonderem Interesse für Bund oder Länder auch 
weiterhin auf die Entscheidung über die Vorlage der Verwal- 
tungsakten Einfluss nehmen kann. 

Zu Nummer 4 

Die Regelungen sind Folgeänderungen zur Änderung in § 7 
Absatz 3 und 5 sowie zu § 8a. 

Zu Nummer 5 

Zum international geforderten Grundprinzip der Finanzauf- 
sicht gehört ihre Unabhängigkeit von den beaufsichtigten 
Unternehmen. Um die Unabhängigkeit der Bundesanstalt zu 
stärken, werden zukünftig anstelle von zehn Vertretern der 
Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie der Kapitalanla- 
gegesellschaften sechs vom Bundesministerium der Finan- 
zen bestellte Persönlichkeiten mit Fachexpertise im Bereich 
der Finanzindustrie vertreten sein. Diese können auch noch 
aktive Positionen in Interessenverbänden der beaufsichtigten 
Unternehmen oder in einzelnen beaufsichtigten Unterneh- 
men wahmehmen. Ihre Mitgliedschaft beruht ebenfalls al- 
lein auf ihrer Expertise. Da die Bestellung auf persönlicher 
Expertise beruht, ist in Abweichung der Vertretungsregelun- 
gen bei den übrigen Mitgliedern des Verwaltungsrates von 
einer Vertretungsregelung abzusehen. Der Umlagefmanzie- 
rung durch die beaufsichtigten Unternehmen wird dadurch 
Rechnung getragen, dass den Interessenverbänden zukünftig 
ein Anhörungsrecht vor Bestellung der Mitglieder nach 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f eingeräumt wird. 
Zudem können die Verbände, namentliche Vorschläge für 
drei der sechs Mitglieder unterbreiten, die abgelehnt werden 
können, wenn die Anforderungen des Absatz 3 Satz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe f nicht erfüllt sind. Das Nähere zum Anhö- 
rungsrecht der Verbände und zum Umgang mit Interessen- 
konflikten regelt die Satzung der Bundesanstalt. Darüber 
hinaus wird verbraucherpolitischen Belangen bei der Erfül- 
lung der Aufgaben der Bundesanstalt zukünftig auch 
dadurch Rechnung getragen, dass das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt einen Sitz erhält. Die bis- 
her vier Sitze des Bundesministeriums der Finanzen werden 
im Gegenzug auf drei Sitze reduziert. 

Zu Nummer 6 

Die Finanzkrise hat gezeigt, dass im Rahmen der Finanzauf- 
sicht auch Verbraucherfragen stärkere Beachtung finden 
müssen. Die gesetzliche Aufgabe des Verbraucherbeirates 
besteht darin, das Direktorium aus Verbrauchersicht bei ih- 
ren Aufsichtsaufgaben zu beraten. Der Verbraucherbeirat 
kaim dazu Verbrauchertrends im Bereich Bankgeschäfte, 
Finanzdienstleistungen, Finanzinstrumente und Versiche- 
rungsgeschäfte erfassen, analysieren und dem Direktorium 
darüber Bericht erstatten. Weiterhin kann er Stellungnahmen 
im Rahmen von auf die Bundesanstalt übertragenen Verord- 
nungsverfahren und in Verfahren zum Erlass von Verwal- 
tungsvorschriften der Bundesanstalt abgeben. Soweit der 


Bundesanstalt im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren Ge- 
legenheit zur Stellungnahme gegeben wird, kann der Ver- 
braucherbeirat zu diesen beitragen. Die Zahl von 12 Mitglie- 
dern soll eine qualifizierte Vertretung der im Verbraucher- 
schutz relevanten Kreise sicherstellen. Im Hinblick auf die 
Aufgaben des Verbraucherbeirats ist auch ein Vertreter des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz in den Verbraucherbeirat aufzunehmen. 
Die Einzelheiten der Bestellung und Abberufung der Mit- 
glieder des Verbraucherbeirates werden in der Satzung der 
Bundesanstalt geregelt. 

Zu Nummer 7 

Die Bundesanstalt benötigt für ihre sehr schwierigen und 
komplexen Aufgaben gut ausgebildetes und zu einem erheb- 
lichen Teil hochspezialisiertes Personal. Die Anforderungen 
an die Beschäftigten der Bundesanstalt sind dabei in den 
letzten Jahren nicht zuletzt auf Grund der zunehmenden in- 
ternationalen Vernetzung des Finanzsektors, des Tempos der 
Finanzinnovationen und der Komplexität der Bankenregu- 
lierung gestiegen. Die Bundesanstalt und die Finanzindustrie 
konkurrieren um besonders hochqualifiziertes Personal. Die- 
ser Wettbewerb wird sich vor dem Hintergrund der demogra- 
fischen Entwicklung in den kommenden Jahren verstärken. 
Ein zentraler Wettbewerbsfaktor ist dabei die Vergütung. Der 
bestehende Vergütungsabstand zwischen Beschäftigten in 
der Finanzwirtschaft und Beamten der Bundesanstalt wird 
durch die gegenüber einem Angestelltenverhältnis bestehen- 
den Besonderheiten des Beamtenverhältnisses nur teilweise 
kompensiert. 

Zu § 10a (neu) 

Der Bundesanstalt obliegt mit der Überwachung von Ban- 
ken, Versicherungen und Wertpapierhandel eine Aufgabe 
mit herausgehobener Bedeutung nicht nur für den Finanz- 
platz Deutschland, sondern auch für die deutsche Gesamt- 
wirtschaft. Diese Aufgabe stellt besonders hohe Anforderun- 
gen an die fachliche Qualifikation und bedingt nach Schwie- 
rigkeits- und Verantwortungsgrad deutlich herausgehobene 
Funktionen der einzelnen Beschäftigten der Bundesanstalt. 
Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, zukünftig den be- 
sonderen Funktionsanforderungen an die Beschäftigten der 
Bundesanstalt mit einer Stellenzulage nach § 42 Absatz 1 , 3 
und 4 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) Rechnung zu 
tragen. 

Zu Absatz 1 

Für die Beamten der Bundesanstalt ist die Gewährung einer 
monatlichen Zulage vorgesehen. Die nach Besoldungsgrup- 
pen abgestufte Zulagenhöhe wahrt dabei den notwendigen 
Abstand zur Stellenzulage, die Beamte bei obersten Bundes- 
behörden erhalten und sichert zugleich die Attraktivität der 
Tätigkeit in einer obersten Bundesbehörde und die er- 
wünschte Mobilität von Beamten der Bundesanstalt bei ei- 
nem Wechsel zur obersten Bundesbehörde. Die Höhe der 
Zulage beträgt 80 Prozent der Zulage nach Vorbemerkung 
Nummer 7 Absatz 1 der Anlage I (Bundesbesoldungsord- 
nungen A und B) des Bundesbesoldungsgesetzes, deren 
Höhe sich gemäß Anlage IX zum Bundesbesoldungsgesetz 
auf 12,5 Prozent des Endgrundgehaltes oder, bei festen Ge- 
hältern, auf 12,5 Prozent des Grundgehalts der Besoldungs- 
gruppe nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Hauhaltsstruk- 
turgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091) be- 
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läuft. Damit ergeben sich für die Beamten der Bundesanstalt 
in den einzelnen Besoldungsgruppen folgende monatliche 
Zulagen: 

Besoldungsgruppe 
A 2 bis A 5 
A 6 bis A 9 
A lObis A 13 
A 14, A 15,B 1 
A 16, B 2 bis B 4 
B 5 bis B 7 
B 8 bis B 10 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass die Zulage auch den Tarifbeschäf- 
tigten der Bundesanstalt als einseitige, außertarifliche Maß- 
nahme des Arbeitgebers gewährt werden kann. Die Gewäh- 
rung bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums der 
Finanzen, dem die Rechts- und Fachaufsicht über die Bun- 
desanstalt obliegt. Weiterhin bedarf sie der Zustimmung des 
- für das Recht des Öffentlichen Dienstes - zuständigen 
Bundesministeriums des Innern. 

Zu § 10b (neu) 

Soweit trotz der Zulagengewährung nach § 10a einzelne 
Dienstposten nicht anforderungsgerecht besetzt werden kön- 
nen, besteht nach § 43 BBesG die Möglichkeit, zeitlich 
befristete Personalgewinnungszuschläge zu gewähren. Nach 
§ 43 Absatz 1 1 BBesG sind die Ausgaben für die Zuschläge 
eines Dienstherm jedoch auf 0,3 Prozent der im Haushalts- 
plan des Dienstherm veranschlagten jährlichen Besoldungs- 
ausgaben, zuzüglich der im Rahmen einer flexibilisierten 
Haushaltsführung für diesen Zweck erwirtschafteten Mittel, 
begrenzt. Auf Gmnd der Umlagefinanziemng der Bundesan- 
stalt ist es sachgerecht, eine Möglichkeit zu schaffen, von 
dieser Begrenzung dauerhaft abzuweichen, soweit dies für 
die Aufgabenerfüllung der Bundesanstalt erforderlich ist und 
der Verwaltungsrat der Bundesanstalt dieser Abweichung 
zustimmt. 

Im Gegensatz zu den Regelungen in § 10a Absatz 3 bedarf 
es keiner Regelung, die eine Übertragung der für die Beam- 
ten geltenden Regelung des § 43 BBesG auf Tarifbeschäf- 
tigte eröffnet. Die Bundesanstalt kann zur Gewinnung von 
Fachkräften bei Bewerbermangel im Bereich der Tarifbe- 
schäftigten bereits jetzt in begründeten Fällen außertarifliche 
Leistungen nach § 10 Absatz 2 Satz 2 gewähren. Zukünftig 
soll die Bundesanstalt über diesen §10 Absatz 2 Satz 2 den 
Tarifbeschäftigten einen nicht zusatzversorgungspflichtigen 
Personalgewiimungszuschlag unter den gleichen Vorausset- 
zungen, in der gleichen Höhe und in dem gleichen Umfang 
gewähren, wie er Beamten nach Maßgabe des § 43 BBesG 
gewährt wird. 

Zu Nummer 8 

Der Stellenplan der Bundesanstalt ist als Antwort auf die 
Finanzkrise in den letzten Jahren stark ausgebaut worden. 
Für den Haushaltsplan der Bundesanstalt finden die für den 
Bund geltenden haushaltsrechtlichen Gmndsätze für bun- 
desunmittelbare juristische Personen gmndsätzlich Anwen- 
dung (§§ 105 ff. BHO). Die Bundesanstalt hat ihre Haus- 
haltsfühmng daher an den Gmndsätzen der Wirtschaftlich- 


Betrag in Euro 
57,98 
87,30 
145,23 
188,69 
234,13 
284,41 
339,13. 


keit und Sparsamkeit auszurichten. Jedoch arbeitet im Bun- 
deshaushalt die gegebene Beschränkung der Einnahmeseite 
dem Gmndsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu, 
das heißt ein Wachstum der Ausgabenseite ist grundsätzlich 
durch die Einnahmeseite beschränkt. Auf Gmnd der Um- 
lagefinanziemng ist eine derartige Beschränkung der Ausga- 
benseite bei der Bundesanstalt nicht gegeben. Die Sätze 1 
und 2 stellen daher klar, dass die Bundesanstalt im beson- 
deren Maße insbesondere in Bezug auf den Stellenplan die 
Gmndsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu be- 
achten hat und die im Haushaltsplan ausgebrachten Planstel- 
len regelmäßig zu überprüfen sind. Eine anlassbezogene 
Überprüfüng ist weiterhin auch bei neu hinzukommenden 
oder entfallenden Aufgaben geboten. Satz 3 bestimmt, dass 
die Überprüfüng eine Aufgabenkritik umfassen muss, das 
heißt die durch eine Planstelle oder Stelle abgedeckte Aufga- 
benwahmehmung ist nach Art und Umfang zu hinterfragen 
und Optimiemngspotenziale sind durch Verändemngen der 
Geschäftsprozesse zu heben. 

Zu Nummer 9 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. In § 1 3 der 
Verordnung über die Erhebung von Gebühren und die Um- 
legung von Kosten nach dem Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetz (FinDAGKostV), der nach § 16 Absatz 2 Satz 2 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz Gesetzeskraft hat, ist 
geregelt, welche Fassung der mit Gesetzeskraft ausgestatte- 
ten Regelungen der FinDAGKostV auf welches Umlagejahr 
anzuwenden ist. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung im neuen Satz 4 des § 16 Absatz 4 bezweckt 
die Umlagefahigkeit von Fehlbeträgen, die den Umlagejah- 
ren 2002 bis 2008 zuzuordnen sind und erst nachträglich ent- 
stehen. Sie schließt damit eine Reglungslücke, die in § 16 Ab- 
satz 4 Satz 2 und 3 besteht. § 16 Absatz 4 Satz 2 sieht vor, 
dass bestimmte Fehlbeträge und nicht eingegangene Beträge, 
die den Umlagejahren 2002 bis 2008 zuzuordnen sind, mit 
bestimmten Überschüssen des gleichen Zeitraums zu ver- 
rechnen sind. Der bestehende Satz 3 konkretisiert diese Ver- 
rechnung für den Fall, dass die zu verrechnenden Über- 
schüsse die zu verrechnenden Fehlbeträge und nicht einge- 
gangenen Beträge übersteigen. Bisher nicht konkretisiert ist 
dagegen die Verrechnung für den umgekehrten Fall, in dem 
die zu verrechnenden Fehlbeträge und nicht eingegangenen 
Beträge die zu verrechnenden Überschüsse übersteigen. Die 
Konkretisierung auch dieses Falles ist jedoch notwendig. 
Denn nach Inkrafttreten des § 16 Absatz 4 hat es zum Beispiel 
erfolgreiche Insolvenzanfechtungen zu Lasten der Bundesan- 
stalt gegeben, infolge derer auch für länger zurückliegende 
Umlagejahre Fehlbeträge entstehen. Darüber hinaus ist nicht 
absehbar, ob in Zukunft nicht auch noch aus anderen Gründen 
Fehlbeträge entstehen können, die den Umlagejahren 2002 
bis 2008 zuzuordnen sind. Diese Fehlbeträge könnten die 
Überschüsse unter Umständen bei Weitem übersteigen. Um 
ein strukturelles Defizit im Haushalt der Bundesanstalt zu 
vermeiden, müssen auch diese Fehlbeträge von den Umlage- 
pflichtigen getragen werden. Dies ist nur möglich, wenn die 
bisherige Regelung über die Ausschüttung eines positiven 
Saldos in Satz 3 durch eine spiegelbildliche Regelung für die 
Umverteilung eines negativen Saldos ergänzt wird. 
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Zu Nummer 10 

Zu §22 
Zu Absatz 1 

Diese Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt, ab dem § 4c auf 
Verwaltungsgerichtsverfahren anzuwenden ist. 

Zu Absatz 2 

Infolge der Verkleinerung des Verwaltungsrates bestimmt 
die Übergangsregel das Ende der Amtszeit der Mitglieder 
nach § 7 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe e bis g in der bis zur 
Neuregelung geltenden Fassung. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung bestimmt den Zeitpunkt der erstmaligen Zah- 
lung der Zulage nach § 10a. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Verordnung über die 
Erhebung von Gebühren und die Um- 
legung von Kosten nach dem Finanz- 
dienstleistungsaufsichtsgesetz) 

Mit der Änderung des § 8 FinDAGKostV wird der Wortlaut 
der bisherigen Regelung dahingehend klargestellt, dass Mel- 
dungen Zentraler Kontrahenten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 des 
Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) nicht als Bemessungs- 
grundlage für die Umlageberechnung herangezogen werden. 
Die damit erzielte Rechtssicherheit entspricht bereits der bis- 
herigen Systematik der Umlagebemessung. Die Einführung 
der Meldepflicht für Clearing-Stellen mit dem Dritten Fi- 
nanzmarktforderungsgesetz bzw. die redaktionelle Klarstel- 
lung für Zentrale Kontrahenten mit dem Finanzmarkt-Richt- 
linien-Umsetzungsgesetz sollten auf die Umlageberechnung 
keinen Einfluss haben. Sinn und Zweck der Meldungen von 
Zentralen Kontrahenten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 WpHG war 
allein, eine effektive Überwachung der Meldungen der ande- 
ren meldepflichtigen Marktteilnehmer sicherzustellen (vgl. 
Bundestagsdrucksache 13/8933, S. 92). 

Der Rückgriff auf die Meldungen nach § 9 WpHG zum 
Zwecke der Kostenumlage sollte bereits bei der Umlegung 
der Kosten des ehemaligen Bundesaufsichtsamtes für den 
Wertpapierhandel (BAWe) allein dazu dienen, ohne hohen 
Personal- und Kostenaufwand den Anteil des einzelnen Um- 
lagepflichtigen am Wertpapiergeschäft und den daraus resul- 
tierenden Aufsichtsaufwand festzustellen (vgl. Bundestags- 


drucksache 13/7142, S. 107). Die seit Mai 2002 geltenden 
Umlageregelungen der Bundesanstalt orientieren sich im We- 
sentlichen an den Vorschriften zur Kostenumlage des BAWe. 

Die Tätigkeit als Zentraler Kontrahent begründet nach dem 
Willen des Gesetzgebers - unabhängig von dem Meldevolu- 
men - keine Umlagepflicht für den Bereich Wertpapierauf- 
sicht. Es entspricht daher einer insgesamt sachgerechten 
Lastenverteilung, Zentrale Kontrahenten, die über ihre Tä- 
tigkeit als Zentraler Kontrahent hinaus andere Wertpapier- 
dienstleistungen erbringen, die ihren Status als Wertpapier- 
dienstleistungsunternehmen begründen, auch nur wegen die- 
ser Meldungen und nicht wegen der Meldungen in ihrer Ei- 
genschaft als Zentrale Kontrahenten für die Umlage im 
Wertpapierbereich heranzuziehen. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Erschwemiszulagen- 
verordnung) 

Gemäß § 10a FinDAG in der Fassung dieses Gesetzes haben 
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ver- 
wendete Beamte künftig Anspruch auf eine Stellenzulage. 
Zur Vermeidung einer besoldungsrechtlich nicht zu rechtfer- 
tigenden Kumulation von Zulagen wird daher eine Konkur- 
renzregelung in die Erschwemiszulagenverordnung 
(EZulV) eingefügt. Sie stellt sicher, dass der Bezug einer Zu- 
lage nach § 10a FinDAG durch Beamte der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht - ebenso wie der Bezug 
der Zulage nach Vorbemerkung Nummer 7 der Anlage 1 
(Bundesbesoldungsordnungen A und B) des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (§ 5 Absatz 1 Nummer 4) und der bei der 
Deutschen Bundesbank gezahlten Bankzulage (§ 5 Absatz 1 
Nummer 6) - künftig den Bezug der Zulage für den Dienst 
zu ungünstigen Zeiten (§§ 3 bis 4a EZulV) ausschließt. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Um ein 
ordnungsgemäßes Bestellungsverfahren für die Mitglieder 
des Verwaltungsrates und des Verbraucherbeirats der Bun- 
desanstalt sicherzustellen, treten die entsprechenden Rege- 
lungen erst zum 1. März 2013 in Kraft. Die notwendigen 
Klarstellungen und Änderungen im Bereich der Umlage sol- 
len bereits am Tag nach der Verkündung und damit noch im 
Kalenderjahr 2012 in Kraft treten. Im Übrigen soll das 
Gesetz zum 1. Januar 2013 in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes geprüft. 

Für die Verwaltung entsteht ein jährlicher Erfüllungsauf- 
wand von rund 2,5 Mio. Euro, der aus neuen Vorgaben und 
Informationspflichten resultiert. Rund 1 60 000 Euro davon 
wird die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) auf die von ihr beaufsichtigten Institute umlegen, 
und zwar über eine Erhöhung der Umlage und im Wege von 
Gebühren. 

Die BaFin wird die Institute ebenfalls zur Finanzierung der 
Kosten in der Höhe von rund 4 Mio. Euro heranziehen, die 
ihr aufgrund einer Stellenzulageregelung entstehen. Es ist 
davon auszugehen, dass die betroffenen Institute ihre Kun- 
den mit den durch die BaFin auferlegten zusätzlichen Kosten 
belasten werden. 

Für die Wirtschaft entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand 
von rund 90 000 Euro, der aus einer neuen Informations- 
pflicht resultiert. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 897. Sitzung am 15. Juni 2012 

beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zum Gesetzentwurf allgemein 

1 . Der Bundesrat begrüßt die im Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der deutschen Finanzaufsicht vorhandenen An- 
sätze einer stärkeren Berücksichtigung der Verbraucher- 
interessen bei der Finanzaufsicht. 

Die staatliche Finanzaufsicht sollte nach Auffassung des 
Bundesrats ergänzt werden durch nichtstaatliche Organi- 
sationen, die eine Marktwächterfunktion wahmehmen 
(Finanzmarktwächter). Die Finanzmarktwächter sollten 
als zusätzliche Interessensvertretung die Belange der Ver- 
braucherinnen und Verbraucher im Finanzmarkt gegen- 
über Politik, Aufsichtsbehörden und Wirtschaft vertreten. 

Um dieses Ziel auf effektive Weise erreichen zu können, 
sollten sie auf eine gesetzliche Grundlage gestellt und mit 
weitreichenden Handlungsmöglichkeiten ausgestattet 
werden. Unter anderem sollten sie die Qualität der ange- 
botenen Finanzprodukte und Beratungsleistungen im In- 
teresse von Verbraucherinnen und Verbrauchern analy- 
sieren und die Öffentlichkeit hierüber informieren. Ver- 
braucherbeschwerden sollten durch die nichtstaatlichen 
Marktwächter statistisch dokumentiert und evaluiert wer- 
den. Die Finanzmarktwächter sollten die Instrumente der 
Verbraucherinformation weiter entwickeln und als quali- 
fizierte Einrichtungen Mittel der kollektiven Rechts- 
durchsetzung, deren gesetzliche Grundlage gegebenen- 
falls noch zu schaffen ist, anwenden. Indem sie die Er- 
gebnisse ihrer Arbeit an die zuständigen Behörden wei- 
terleiten, sollten die Marktwächter die BaFin bei ihrer 
Arbeit unterstützen. Die BaFin sollte die Finanzmarkt- 
wächter ihrerseits regelmäßig darüber informieren, wel- 
che aufsichtsrechtlichen Schritte sie gegen Unternehmen 
einleitet, die gegen Verbraucherrechte im Finanzdienst- 
leistungssektor verstoßen. Darüber hinaus wird die Bun- 
desregierung um Prüfung gebeten, wie auch die Befug- 
nisse und Pflichten staatlicher Behörden zur Bewertung 
von und Warnung vor Finanzprodukten weiter ausgebaut 
werden können. 

Damit die Finanzmarktwächter ihre Aufgaben zum 
Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher als Ergän- 
zung zur staatlichen Finanzaufsicht effektiv wahrnehmen 
können, sind sie mit den hierfür notwendigen finanziellen 
Ressourcen auszustatten. 

2. Die jüngsten Veröffentlichungen der Stiftung Warentest 
haben gezeigt, dass ein nicht unerheblicher Teil der Kre- 
ditwirtschaft ihren Informationspflichten im Zusammen- 
hang mit der Vergabe von Krediten nur ungenügend 
nachkommt und offenbar in erheblichem Umfang gegen 
geltendes Recht verstoßen wird. Im Interesse einer Stär- 
kung der deutschen Finanzaufsicht fordert der Bundesrat 
die Bundesregierung deshalb auf, den Vollzug sowie die 


Instrumente und Eingriffsmöglichkeiten der BaFin so zu 
stärken, dass die Einhaltung der bestehenden Informa- 
tions- und Beratungspflichten der anbietenden Wirtschaft 
im Zusammenhang mit der Vergabe von Krediten durch 
wirksame Kontrollen und Sanktionen der Aufsichtsbe- 
hörde sichergestellt wird. 

Der Bundesrat hält es zur Stärkung der deutschen Finanz- 
aufsicht nach wie vor für erforderlich, dass nicht nur die 
Tätigkeit der Berater von Banken und Sparkassen, son- 
dern auch die Tätigkeit der freien Finanzanlagenvermitt- 
ler von der BaFin überwacht wird. Der Bundesrat hält es 
nach wie vor für nicht sachgerecht, freie Vermittler und 
Anlagenberater allein einer gewerberechtlichen Aufsicht 
durch die Landesbehörden zu unterstellen. Die zuneh- 
mende Komplexität des Finanzmarktes und der dort 
vertriebenen Produkte macht es erforderlich, dass beim 
Vertrieb von Finanzprodukten nicht mit zweierlei Maß 
gemessen wird, sondern dass die Aufsicht einheitlich aus 
einer Hand durch die BaFin erfolgt. Der Bundesrat for- 
dert die Bundesregierung auf, dies durch entsprechende 
Regelungen im Gesetzentwurf zu gewährleisten. 

3 . Zahlreiche F inanzprodukte werden auf den Märkten auch 
privaten Verbraucherinnen und Verbrauchern angeboten, 
obwohl es sich um hochriskante und hochkomplexe Pro- 
dukte handelt, die eher den Charakter einer Wette haben 
und von den Verbraucherinnen und Verbrauchern nicht zu 
durchschauen sind. Für Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher ist die sachgerechte Einschätzung der Funktions- 
weise solcher Produkte nicht möglich. Deshalb fordert 
der Bundesrat die Bundesregierung auf zu prüfen, ob im 
vorliegenden Gesetzentwurf zur Stärkung der deutschen 
Finanzaufsicht Regelungen eingefugt werden können, 
die es der Behörde erlauben, den Verkauf von bestimmten 
komplexen und riskanten Finanzprodukten an private 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu untersagen. 

4. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4a - neu - FinStabG) 

In Artikel 1 § 3 ist nach Absatz 4 folgender Absatz 4a ein- 
zufligen: 

„(4a) Stellt der Ausschuss für Finanzstabilität fest, 
dass seine Empfehlung an eine öffentliche Stelle eines 
Landes nicht befolgt wurde oder der Adressat keine an- 
gemessene Begründung für sein Nichthandeln gegeben 
hat, so setzt er den Adressaten, die Bundesregierung und 
die Landesregierungen hiervon unter Wahrung strikter 
Geheimhaltung in Kenntnis.“ 

Begründung 

Nach § 3 Absatz 3 FinStabG-E karm jede öffentliche 
Stelle im Inland Adressat einer Warnung oder von Emp- 
fehlungen des Ausschusses für Finanzstabilität sein. In 
der Gesetzesbegründung wird ausdrücklich klargestellt, 
dass auch Behörden der Länder, die über Instrumentarien 
verfügen, mit denen den identifizierten Gefahren begeg- 
net werden kann, zum Adressatenkreis gehören sollen. 
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§ 3 Absatz 4 FinStabG-E sieht vor, dass der Adressat dem 
Ausschuss für Finanzstabilität über die geplante Umset- 
zung der Empfehlungen berichtet. Lehnt der Adressat die 
Umsetzung ab, hat er dies eingehend zu begründen, ln 
allen Fällen, in denen eine Empfehlung nicht oder nicht 
vollständig umgesetzt wird oder der Ausschuss die 
Begründung des Adressaten für nicht ausreichend hält, hat 
der Ausschuss für Finanzstabilität nach § 3 Absatz 5 
FinStabG-E nur die Möglichkeit, die Empfehlung zu ver- 
öffentlichen. 

Ausweislich der Gesetzesbegründung soll die Veröffent- 
lichung - mit Ankündigung gegenüber dem Adressaten - 
für Transparenz sorgen und gleichzeitig dem Adressaten 
die Möglichkeit geben, unmittelbar im Anschluss an die 
Veröffentlichung angemessen gegenüber der Öffentlich- 
keit Stellung zu nehmen. 

Damit wird die Diskussion zwischen Bund und Ländern 
um die Umsetzung von Empfehlungen in die Öffentlich- 
keit getragen. Für ein konstruktives Zusammenwirken 
von Bund und Ländern beim Umgang mit Gefahren für 
die Finanzstabilität dürfte dieser Schritt nicht hilfreich 
sein. Hinzu kommt, dass die Veröffentlichung als Mittel 
zur Durchsetzung einer Empfehlung nur bei den Länder- 
behörden praktische Relevanz hat. Es ist kaum vorstell- 
bar, dass die Bundesbank oder die BaFin, die auf Bundes- 
ebene über die aufsichtsrechtlichen Instrumentarien zur 
Wahrung der Finanzstabilität verfügen, eine Empfehlung 
des Ausschusses nicht umsetzen. Beide sind im Aus- 
schuss vertreten. Zudem übt das Bundesministerium der 
Finanzen, bei dem der Ausschuss angesiedelt ist, über die 
BaFin die Fach- und Rechtsaufsicht aus. 

Allenfalls dann, weim alle anderen Optionen aus- 
geschöpft sind oder keinen Erfolg versprechen, sollte bei 
Empfehlungen an Landesbehörden der Schritt in die Öf- 
fentlichkeit in Betracht kommen. 

Blaupause für das Zusammenwirken von Bund und Län- 
dern sollte die Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über die Finanzaufsicht der Europäischen Union 
auf Makroebene und zur Errichtung eines Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken (ABI. L 331 vom 15.12. 
2010, S. 1) sein, in der unter anderem der Umgang der 
EU-Mitgliedstaaten mit den Empfehlungen des Europäi- 
schen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) geregelt 
ist. Gemäß den Artikeln 17 und 18 dieser Verordnung ist 
zwar auch dort die Umsetzung der ESRB-Empfehlungen 
sowie die Möglichkeit der Veröffentlichung vorgesehen. 
Anders als der vorliegende Gesetzentwurf sieht Arti- 
kel 17 Absatz 2 allerdings vor, dass der ESRB bei Nicht- 
umsetzung oder nicht angemessener Begründung den 
Adressaten sowie den ECOFIN-Rat in vertraulicher 
Weise informiert. Dieser Zwischenschritt ist nach An- 
sicht der EU-Gesetzgeber erforderlich, da - wie es in der 
Erwägung 21 der Verordnung heißt - „eine Veröffent- 
lichung die Befolgung von Empfehlungen unter be- 
stimmten Umständen fördern kann“. 

Dieser Zwischenschritt ist aber auch für das Zusammen- 
wirken von Bund und Ländern erforderlich. Der neu ein- 
gefügte § 3 Absatz 4a FinStabG-E ist in weiten Teilen 
wortgleich mit dem Artikel 17 Absatz 2 der oben genann- 
ten EU- Verordnung. Hierdurch wird nicht nur der Druck in 


Richtung Veröffentlichung genommen. Dem Ausschuss 
für Finanzstabilität wird vielmehr ein weiteres Instrument 
an die Hand gegeben, um die Behörden der Länder bei 
identifizierten Gefahren zu aktivem Handeln zu bewegen. 

5. Zu Artikel 2 Nummer 2a - neu - (§ 4 Absatz 1 Satz 2 
- neu - FinDAG) 

ln Artikel 2 ist nach Nummer 2 folgende Nummer 2a ein- 
zufügen: 

,2a. In § 4 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben achtet sie 
insbesondere auf eine ausreichende Berücksich- 
tigung der kollektiven Belange der Kunden.““ 

Begründung 

Die Bundesanstalt sollte ihre Aufgaben nicht nur zur 
Wahrung der Finanzmarktstabilität wahrnehmen, son- 
dern bei ihrer Tätigkeit auch die Interessen und den 
Schutz der Kunden berücksichtigen. Der aufsichtsrecht- 
liche Schutz der Kunden als Aufgabe der Bundesanstalt 
ist bereits in einigen Spezialgesetzen, z. B. dem Wert- 
papierhandelsgesetz, normiert. Um dem hohen Stellen- 
wert des Kundenschutzes als Aufsichtsziel Rechnung zu 
tragen, sollte die Wahrung der Belange der Kunden als 
generelles Aufsichtsziel in § 4 des Finanzdienstleistungs- 
aufsichtsgesetzes (FinDAG) festgelegt werden. 

Mit dieser Regelung soll allerdings nicht bezweckt wer- 
den, dass die Aufsichtstätigkeit der BaFin zur Durchset- 
zung individueller Rechtsansprüche der Kunden dient. 
Lediglich das kollektive Kundeninteresse sollte Teil der 
Aufsichtstätigkeit der Bundesanstalt sein. 

6. Zu Artikel 2 Nummer 3 (§ 4b Absatz 3 Satz 1, Ab- 
satz 3a - neu — , Absatz 4 FinDAG) 

ln Artikel 2 Nummer 3 ist § 4b wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 3 Satz 1 sind die Wörter „dem Beschwerde- 
führer“ durch das Wort „Kunden“ zu ersetzen. 

b) Nach Absatz 3 ist folgender Absatz 3a einzufügen: 

„(3a) Gegenüber qualifizierten Einrichtungen nach 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Unterlassungskla- 
gengesetzes hat die Bundesanstalt innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten unter Beachtung des § 11 
Stellung zu nehmen. In der Stellungnahme ist aufzu- 
führen, welche aufsichtsrechtlichen Maßnahmen sei- 
tens der Bundesanstalt ergriffen wurden. Ergreift die 
Bundesanstalt keine Maßnahmen, so hat sie zu be- 
gründen, weshalb nach ihrer Auffassung der Be- 
schwerde kein Rechtsverstoß zugrunde liegt. Bei 
komplizierten Sachverhalten kann die Frist zur Stel- 
lungnahme seitens der Bundesanstalt um einen ange- 
messenen Zeitraum verlängert werden. Die Bundes- 
anstalt hat in diesem Fall gegenüber der qualifizierten 
Einrichtung zu begründen, weshalb eine Fristverlän- 
gerung vonnöten ist.“ 

c) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Bundesanstalt fordert bei Beschwerden im 
Rahmen der bestehenden aufsichtsrechtlichen Aus- 
kunftsansprüche das von der Beschwerde betroffene 
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Institut oder Unternehmen zur Stellungnahme auf. 
Betroffene Institute oder Unternehmen haben ab Zu- 
gang der Aufforderung zur Stellungnahme innerhalb 
einer Frist von vier Monaten Stellung zu nehmen. 
Eine Verlängerung der Frist karm von der Bundesan- 
stalt in begründeten Ausnahmefällen gewährt werden. 
Das von der Beschwerde betroffene Institut hat in der 
Stellungnahme zu erklären, ob es mit der Übermitt- 
lung der Stellungnahme oder von Teilen der Stellung- 
nahme an den Beschwerdeführer einverstanden ist.“ 

Begründung 

Die Zusammenarbeit zwischen der staatlichen Finanz- 
aufsicht und Verbraucherverbänden ist verbesserungsbe- 
dürftig. Verbraucherverbände sind häufig Anlaufstelle 
für Beschwerden über Fehlverhalten in der Finanzbran- 
che. Das insoweit bei den Verbraucherverbänden vorhan- 
dene Wissen wird aber nicht hinreichend bei der auf- 
sichtsrechtlichen Tätigkeit der Bundesanstalt genutzt. 

Die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Be- 
schwerderechts für Kunden sollte daher um ein qualifi- 
ziertes Beschwerderecht für qualifizierte Einrichtungen 
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Unterlassungs- 
klagengesetzes ergänzt werden. Dieses qualifizierte Be- 
schwerderecht sollte sich dadurch auszeichnen, dass die 
Bundesanstalt gegenüber qualifizierten Einrichtungen in- 
nerhalb einer Frist von grundsätzlich sechs Monaten 
Stellung nehmen sollte. In der Stellungnahme sollte die 
Bundesanstalt begründen, ob der Beschwerde ein auf- 
sichtsrechtlicher Rechtsverstoß zugrunde lag und welche 
aufsichtsrechtlichen Maßnahmen die Bundesanstalt er- 
griffen hat. Diese engere Kooperation zwischen der Bun- 
desanstalt und qualifizierten Einrichtungen wird ein ef- 
fektiveres Vorgehen gegen Verbraucherrechtsverstöße im 
Finanzdienstleistungssektor erleichtern. Das aufsichts- 
rechtliche Handeln der Bundesanstalt kann somit enger 
mit den zivilrechtlichen Klagebefugnissen der qualifizier- 
ten Einrichtungen gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Unterlassungsklagengesetzes koordiniert werden. 

Darüber hinaus sollten bei allen Beschwerden die betrof- 
fenen Institute verpflichtend seitens der Bundesanstalt 
zur Stellungnahme aufgefordert werden. Hierbei sollte 
eine zügige Stellungnahme seitens der betroffenen Insti- 
tute durch eine gesetzlich vorgegebene Frist gewährleis- 
tet werden. 

7. Zu Artikel 2 Nummer 6 (§ 8a Absatz 1 Satz 3 - neu - 

FinDAG) 

In Artikel 2 Nummer 6 ist dem § 8a Absatz 1 folgender 
Satz anzufügen: 

„Die Bundesanstalt informiert den Verbraucherbeirat re- 
gelmäßig zu allen verbraucherrelevanten Aufgaben und 
Themen ihrer Aufsichtstätigkeit und hört ihn auf Wunsch 
zu vom Verbraucherbeirat ausgewählten Themen an.“ 

Begründung 

Neben der allgemeinen Aussage, dass der Beirat aus Ver- 
brauchersicht die Arbeit der Bundesanstalt bei der Erfül- 
lung ihrer Aufsichtsaufgaben berät, ist sicherzustellen, 
dass die Bundesanstalt den Beirat auch in Bezug auf alle 
für ihn relevanten Aufgaben und Themen einbezieht und 


informiert. Auf Wunsch des Verbraucherbeirats sollte die 
Bundesanstalt dazu verpflichtet sein, den Verbraucher- 
beirat zu einzelnen verbraucherpolitischen Fragestellun- 
gen anzuhören. Dieses Informations- und Anhörungs- 
recht des Verbraucherbeirats gegenüber der Bundesan- 
stalt sollte gesetzlich festgelegt werden. 

8. Zu Artikel 2a - neu - (§ 4b - neu - WpHG) 

Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufugen: 

.Artikel 2a 

Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

Nach § 4a des Wertpapierhandelsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 
(BGBl. I S. 2708), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 44 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. 1 S. 3044) 
geändert worden ist, wird folgender § 4b eingefügt: 

„§4b 

Besondere Überwachungsbefugnisse 
bei der Anlageberatung 

(1) Bedienstete der Bundesanstalt oder von ihr beauf- 
tragte Dritte können zur Überwachung der Vorschriften 
des sechsten Abschnitts dieses Gesetzes gegenüber 
Wertpapierdienstleistungsuntemehmen als Kunden auf- 
treten und ohne Offenlegung des Überwachungszwecks 
Anlageberatungen in Anspruch nehmen. Die Bundesan- 
stalt kann die dabei bekannt gewordenen Tatsachen und 
Informationen für die Zwecke des § 4 Absatz 1 und 2 ver- 
werten. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 sind nur zulässig, wenn 
sich das Wertpapierdienstleistungsuntemehmen mit ihrer 
Durchführung einverstanden erklärt hat. Die Bundes- 
anstalt fordert das Wertpapierdienstleistungsuntemeh- 
men rechtzeitig vor der Durchführung von Maßnahmen 
nach Absatz 1 auf, innerhalb von vier Wochen eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob es mit der Durch- 
führung der Maßnahmen einverstanden ist. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur durch- 
geführt werden, wenn eine schriftliche Weisung der zu- 
ständigen Leitungsperson der Bundesanstalt vorliegt. 
Personenbezogene Daten dürfen nur in dem Maße erho- 
ben, verarbeitet oder genutzt werden, wie es zur Überwa- 
chung nach Satz 1 und zum Erlass von Anordnungen 
nach § 4 Absatz 1 und 2 erforderlich ist. Wertpapier- 
dienstleistungsuntemehmen sind über die nach Absatz 1 
durchgeführten Maßnahmen schriftlich oder in Textform 
zu unterrichten, wenn der Zweck der Maßnahmen dem 
nicht mehr entgegensteht. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maß- 
nahmen nach dieser Vorschrift haben keine aufschie- 
bende Wirkung.“ ‘ 

Begründung 

Die Einhaltung der kundenbezogenen Vorschriften des 
Wertpapierhandelsgesetzes (z. B. Erstellung eines Bera- 
tungsprotokolls, Aushändigung eines Produktinforma- 
tionsblattes, ordnungsgemäße Offenlegung von Provi- 
sionen, Ermittlung der persönlichen Verhältnisse des An- 
legers, anlegergerechte Beratung) kann behördlich nur 
dann wirksam überwacht werden, wenn Mitarbeiter der 
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Bundesanstalt die Qualität der Finanzdienstleistung in 
einer realen Situation überprüfen können. Dies setzt 
voraus, dass die eingesetzten Mitarbeiter bei Erbringung 
der Finanzdienstleistung ihre Identität bzw. den Überwa- 
chungszweck nicht offenlegen. Es ist nicht erkennbar, 
wie die BaFin auf andere Weise an vergleichbare Infor- 
mationen gelangen könnte, auf die sich behördliche An- 
ordnungen bei Rechtsverstößen stützen lassen. 

Angesichts der in verschiedenen Untersuchungen festge- 
stellten Defizite in der Qualität der Anlageberatung ist 
eine verstärkte Aufsichtstätigkeit geboten, um die Ein- 
haltung der gesetzlichen Vorgaben sicherzustellen und 
die wirtschaftlichen Schäden auf Grund von Fehlberatun- 
gen zu verringern. 

Die Schaffung einer entsprechenden gesetzlichen Befug- 
nis ist außerdem europarechtlich erforderlich. Die 
Finanzmarktrichtlinie (Richtlinie 2004/39/EG) schreibt 
vor, dass die zuständigen Behörden mit allen notwen- 
digen Überwachungs- und Ermittlungsbefugnissen aus- 
zustatten sind. Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe c der 
Finanzmarktrichtlinie verlangt in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich die Befugnis zu Ermittlungen vor Ort. 

Durch das notwendige Einverständnis nach Absatz 2 ist 
den grundrechtlich geschützten Belangen der Wertpa- 
pierdienstleistungsuntemehmen und ihrer Mitarbeiter 
ausreichend Rechnung getragen. Zudem sind staatliche 
Organe nicht per se zur Offenlegung ihrer Identität und 
ihres Handlungszwecks verpflichtet, wie beispielsweise 
die praktizierten Testkäufe zur Überwachung des Alko- 
holabgabeverbots an Jugendliche nach § 9 Absatz 1 des 
Jugendschutzgesetzes belegen. Auch der behördliche 
Vollzug der Preisangabeverordnung ist ohne Testkäufe 
nicht vollständig möglich. Außerdem ist mit Blick auf die 
Grundrechtspositionen der betroffenen Mitarbeiter fest- 
zustellen, dass die BaFin mit Testberatungen nicht in 
einen sensiblen Bereich der Privatsphäre oder der Frei- 
heit der Berufsausübung eingreift. Denn die Beratungstä- 
tigkeit setzt notwendigerweise Kundenkontakt voraus. 
Der Berater muss damit rechnen, dass seine Dienstleis- 
tung sorgfältig geprüft und gegebenenfalls sogar Gegen- 
stand einer gerichtlichen Auseinandersetzung wird. Der 
Berater muss schließlich auch Kontrollmaßnahmen sei- 
nes Arbeitgebers im erforderlichen Umfang dulden. Da 
die Überwachung der Verhinderung von erheblichen Ver- 
mögensschäden dient, sind die mit ihr verbundenen 
Grundrechtseingriffe gerechtfertigt. 

Die Regelung soll zunächst befristet eingeführt und 
rechtzeitig vor Fristablauf evaluiert werden.* 


9. Zu Artikel 2b - neu - (§ 3 Absatz 3 - neu - PreisAngG) 
Artikel 2e - neu - (§ 6c - neu - PAngVO) 


a) Nach Artikel 2a 
zufügen: 


neu - ist folgender Artikel 2b ein- 
,Artikel 2b 


Änderung des Preisangabengesetzes 


Dem § 3 des Preisangabengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1984 (BGBl. 1 
S. 1429), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 


* Vergleiche hierzu den Vorschlag in Nummer 10. 


vom 7. September 2007 (BGBl. 1 S. 2246) geändert 
worden ist, wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Soweit eine auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sene Rechtsverordnung den Bereich des Kreditwe- 
sens regelt, kann in der Rechtsverordnung die Bun- 
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht als zu- 
ständige Stelle für die Überwachung dieser Regelun- 
gen und als Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten bestimmt werden.““ 

b) Nach Artikel 2b - neu - ist folgender Artikel 2c ein- 
zufügen: 

,Artikel 2c 

Änderung der Preisangabenverordnung 

Nach § 6b der Preisangabenverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Oktober 2002 
(BGBl. 1 S. 4197), die zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2010 (BGBl. 1 S. 977) geändert 
worden ist, wird folgender § 6c eingefügt: 

„§ 6c 

Zuständigkeit der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht überwacht die Einhaltung der Regelungen gemäß 
§§ 6 bis 6b, sofern die Institute und Unternehmen der 
Aufsicht der Bundesanstalt unterliegen, und ist zustän- 
dig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten nach § 10 Absatz 2 Nummer 3 bis 6.““ 

Begründung 

Bisher fällt die Überwachung sämtlicher Vorschriften der 
Preisangabenverordnung sowie die Verfolgung und Ahn- 
dung von Ordnungswidrigkeiten in die Zuständigkeit der 
Länder. Im Bereich des Kreditwesens kaim diese dezen- 
trale Überwachungsstruktur aber nicht überzeugen. Eine 
wirkungsvolle Überwachung der Preisangabenvorschrif- 
ten für das Kreditwesen setzt neben einem umfangrei- 
chen Spezialwissen auch eine hohe Prüfungsintensität bei 
den zu überwachenden Kreditinstituten voraus. So wird 
ein Verstoß gegen die Vorgaben der Preisangabenverord- 
nung häufig erst nach Einblick in und Auswertung von 
zahlreichen Verbraucherkrediten einschließlich der Über- 
prüfung im Kreditinstitut vorliegender Geschäftsunterla- 
gen festgestellt werden können. 

Mit der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) existiert eine Fachbehörde, die über das notwen- 
dige Fachwissen im Bereich des Kreditwesens verfügt 
und schon heute die Tätigkeit von Kreditinstituten über- 
wacht. Die Neuschaffung einer Zuständigkeit nach der 
Preisangabenverordnung stellt eine sinnvolle Ergänzung 
bestehender Befugnisse der BaFin dar, die gemäß § 23 des 
Kreditwesengesetzes berechtigt ist, Instituten zur Besei- 
tigung von Missständen bestimmte Arten von Werbung 
zu untersagen. Dies schafft nicht nur Synergieeffekte bei 
der Aufgabenerledigung, sondern ist letztendlich auch im 
Interesse werbender Kreditinstitute, die sich dann bei 
Fragen zum Umfang zulässiger Werbetätigkeiten sowohl 
nach dem Kreditwesengesetz als auch nach der Preisan- 
gabenverordnung mit der BaFin abstimmen können. 
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Die Bündelung von Aufgaben bei der BaFin ist auch 
vor dem Hintergrund sinnvoll, dass Kreditinstitute zu- 
nehmend im Internet für ihre Produkte werben und da- 
mit Verbraucherinnen und Verbraucher im gesamten 
Bundesgebiet ansprechen. Das vorhandene Wissen der 
bundesweit tätigen BaFin sollte auch für die Feststel- 
lung und Ahndung von Verstößen nach der Preisanga- 
benverordnung nutzbar gemacht werden. 

In § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetzes ist vorgesehen, der BaFin nach anderen 
Bestimmungen weitere Aufgaben zu übertragen. Mit 
der vorgeschlagenen Änderung werden die Bestimmun- 
gen im Preisangabengesetz und in der Preisangabenver- 
ordnung angepasst, um die Aufgaben im Bereich des 
Kreditwesens auf die BaFin zu verlagern. 

10. Zu Artikel 5 (Überschrift, Absatz 4 - neu -) * 

Artikel 5 ist wie folgt zu ändern: 

a) Der Überschrift sind die Wörter „und Geltung“ an- 
zufügen. 

b) Nach Absatz 3 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Artikel 2a tritt mit Ablauf des 3 1 . Dezember 
2015 außer Kraft. Die Bundesregierung berichtet deiu 
Bundestag spätestens bis zum 30. April 2015 über die 
auf Grund des § 4b des Wertpapierhandelsgesetzes 
durchgeführten Überwachungsmaßnahiuen und die 
Auswirkungen auf die Einhaltung der Vorschriften 
des sechsten Abschnitts des genannten Gesetzes.“ 

Begründung 

Die Befugnis zur Durchführung von Testberatungen bei 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen soll zunächst 
befristet eingeführt werden. Rechtzeitig vor Ablauf der 
Geltungsdauer soll die Effektivität des neuen Überwa- 
chungsinstruments evaluiert werden. Außerdem ist zu 
überprüfen, ob weiterhin Bedarf für eine verstärkte be- 
hördliche Überwachung besteht. 


Setzt die Übernahme des Vorschlags in Nummer 


voraus. 
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